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1 Vorbemerkungen

Ostlich der BahnhofstraRRe, einer Stadterweiterung, die auf den Bahnbau Mitte des 19ten Jahrhunderts
zurlickgeht, befindet sich ein Areal, das urspriinglich fiir den Bau einer Spinnerei und Weberei erschlossen
wurde. In den 1960er Jahren tbernahm ein Wetzlarer Traditionsunternehmen den Gebaudekomplex und
fertigte hier Projektoren. Ende der 1980er Jahre wurde das Geldnde gerdumt und die ,Lahnhof-Passage”
errichtet. Bei der eingeschossigen ,Ladenstadt‘ handelte es sich nur um eine Zwischennutzung in, bezogen
auf die Standortanforderungen des Einzelhandels, ungiinstiger Lage, die im Wettbewerb mit der Bahnhof-
strale und dem 2005 erdffneten Einkaufszentrum ,Forum Wetzlar” keinen Bestand hatte.

Mit dem 2011 rechtswirksam gewordenen Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstrale* hat die Stadt Wetzlar
das Gelénde erstmals beplant, um die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir eine stéadtebauliche ge-
ordnete Neubebauung zwischen der hier auf einer HochstraRe gefiihrten B49 bzw. der Spinnereistralle,
der Lahn und der Bebauung 6stlich entlang Bahnhofstrale zu schaffen. Der Bebauungsplan wurde zwi-
schenzeitlich mehrfach geéndert. Die 2019 als Satzung beschlossene 2. Anderung wurde beklagt. Der
Hessische Verwaltungsgerichtshof in Kassel hat dem Normenkontrollantrag am 17.01.2023 stattgegeben.
Mafgeblich fiir das Urteil war die Abgrenzung des rdumlichen Geltungsbereiches der 2. Anderung, sie sei
nicht mit dem Vorgangerbebauungsplan abgestimmt. Einer solchen Abstimmung habe es jedoch bedurft,
weil das Plangebiet der 2. Anderung mit demjenigen der 1. Anderung nicht vollstéandig deckungsgleich war
und der hierdurch begrindete stadtebauliche Konflikt einer Lésung bedurft hatte.

Mit der vorliegenden 6. Anderung soll den vom VGH vorgetragenen Beanstandungen abgeholfen werden.
Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstrae 6. Anderung wurde von der
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Wetzlar am 28.03.2023 gefasst.

2 Veranlassung und Planziel

Die nachfolgenden Ausflihrungen sind der Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstralle“ 2.
Anderung entnommen, denn die grundsatzlichen Ziele der Bauleitplanung gelten auch fiir den um die An-
wesen Spinnereistral’e 6 und das unmittelbar benachbarte DLRG-Gelande Spinnereistralie 20 erweiterten
raumlichen Geltungsbereich der vorliegenden 6. Anderung:

Die Stadtverordnetenversammiung der Stadt Wetzlar hat bereits am 16.07.2015 die Aufstellung der 2. An-
derung des Bebauungsplanes Nr. 402 ,BahnhofstraBe” im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB
beschlossen. Konkreter Planungsanlass war die Absicht des damaligen Grundstiickseigentiimers im Be-
reich des sog. Lahnhofes in Richtung der Lahn eine stadtebauliche Neuordnung und Nachverdichtung als
Ergdnzung bereits erfolgter Aufwertungen und Umstrukturierungen im ndheren Umfeld des Plangebietes
sowie auch im Kontext des Rahmenplans Bahnhofstralle umzusetzen. Die vorgesehene stadtebauliche
Entwicklung der eigenen Fldchen umfasste den kompletten Riickbau der riickwértig zur Bahnhofstral3e
gelegenen Lahnhofpassagen und die anschlieBende Errichtung eines aus insgesamt drei gré3eren Bau-
kérpern vorwiegend fiir eine Wohnbebauung bestehendem Gebdudeensembles, mit dem auch dem ver-
stérkten Wunsch nach Wohnmoéglichkeiten im Nahbereich zur Lahn Rechnung getragen werden sollte.
Ausgehend von der Bahnhofstral3e sollte liber die Herstellung eines grol3ziigigen &ffentlichen Bereiches
eine Offnung und Verbindung zur Lahn geschaffen werden. Zudem waren ergénzende und das Wohnen
nicht stérende gewerbliche sowie gastronomische Nutzungen vorgesehen.
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Wahrend der rdumliche Geltungsbereich der 2. Anderung nur den Bereich der ehem. Lahnhof-Passage
und die bestehende Bebauung entlang der BahnhofstraRe umfasst, schlief3t der raumliche Geltungsbereich
der 6. Anderung auch die dstlich angrenzenden Fléchen ein, soweit sie bereits im rdumlichen Geltungsbe-
reich der 1. Anderung liegen. Die stadtebauliche Begriindung liegt insbesondere in der Umwidmung der in
der 1. Anderung ausgewiesenen StraRenverkehrsflachen in Bauland, um auch hier das Angebot zur Rea-
lisierung zusatzlichen Wohnraumes unmittelbar an der Lahn zu schaffen. Zudem sollen nicht wesentliche
stérende gewerbliche Nutzungen sowie soziale und kulturelle Einrichtungen zugelassen werden kénnen.

3 Zur Entwicklung des raumlichen Geltungsbereiches

Nach § 1 Abs. 3 des Baugesetzbuches haben die Gemeinden Bauleitplane aufzustellen, sobald und soweit
es fir die stadtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Der Auftrag ist damit zeitlich und raum-
lich begrenzt. Entsprechend umfassen die verschiedenen Anderungen des Bebauungsplanes Nr. 402
,BahnhofstralRe“ unterschiedliche Teilbereiche. Sie werden nachfolgend erlautert.

3.1 Bebauungsplan Nr. 402 ,,Bahnhofstrae“

Der Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstral’e" wurde am 30.06.2011 rechtswirksam. Der Bebauungsplan
weist Kerngebiet i.S. § 7 Baunutzungsverordnung und Mischgebiet i.S. § 6 BauNVO aus. Die Zielsetzung
des Bebauungsplanes wird in der Begriindung wie folgt formuliert:

Ziel des Bebauungsplanes ist die bauliche und sonstige Nutzung des Bereiches, um die Bahnhofstral3e
aus Griinden der stadtebaulichen Entwicklung und Ordnung zu leiten und eine sozialgerechte Bodennut-
zung zu gewéhrleisten. (. .. ) Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 402 ,Bahnhofstral3e” sollen die
planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden, um im Bereich Bahnhofstra8e, Eduard-Kaiser-
Stralle, Inselstralle und BriickenstralBe Handel, Dienstleistung, Gastronomie sowie Wohnen zu stérken
und Nutzungen, die schédliche Auswirkungen auf die Innenstadt haben, abzuwehren. Mit dem Bebauungs-
plan wird man dariiber hinaus dem aktuellen Steuerungsbedarf hinsichtlich der Ansiedlung von Vergnii-
gungsstatten/Spie/hallen gerecht. So sollen durch textliche Festsetzungen weitere Ansiedlungsvorhaben
fiir o.g. MaBnahmen in dem durch den ,Trading-Down-Effekt” bedrohten Bereich gesteuert bzw. ausge-
schlossen werden.

Fir den 0stlichen Teilbereich zwischen Inselstralde, Bahnhofstralle, Spinnereistralle und Lahn setzt der
Bebauungsplan eine innere Erschlielungsstralle mit Verbindungen zum Lahnuferweg fest. Dadurch erge-
ben sich vier neue Baufelder, die als Mischgebiet gewidmet werden. Hier ermdglicht der Bebauungsplan
eine verdichtete bis zu flinfgeschossige Bebauung, die flir Wohnzwecke, aber auch fir Handel, Dienstleis-
tungseinrichtungen oder andere mischgebietsvertragliche Nutzungen vorgesehen ist.
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Abb. 1: Plankarte Bebauungsplan ,,Bahnhofstrafe“

Norddostlich der BahnhofstralRe noch gut erkennbar ist die ,Lahnhof-Passage® mit dem mittigen Erschlie-
Rungsgang, an dem beidseitig Ladengeschéfte angeordnet waren. Ostlich abgesetzt erkennbar sind zwei
Gebaudekomplexe. Im ersten befand sich die Diskothek Max. Das zweite diente und dient dem DLRG.
Bereits der Bebauungsplan 2011 sieht als Voraussetzung fiir seinen Vollzug eine vollstandige oder zumin-
dest teilweise Niederlegung der Bestandsbebauung vor.

3.2 Bebauungsplan Nr. 402 ,BahnhofstraBe“ 1. Anderung

Der Bebauungsplan Nr. 402 ,BahnhofstraRe* 1. Anderung wurde am 18.09.2013 als Satzung beschlossen
und am 19.10.2013 bekanntgemacht.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ,Bahnhofstral3e" bertihrt im sliddstlichen Teilbereich das amt-
lich festgestellte Uberschwemmungsgebiet der Lahn. Die 1. Anderung dient insbesondere der Integration
von wasserwirtschaftlichen Belangen und wasserrechtlichen Vorgaben. So wird eine 15 m breite Bauver-
botszone entlang der Lahn als 6ffentliche und private Grinflache festgesetzt. An die Bauverbotszone
schliel3t sich eine 15 m breite Baubeschrankungszone an. Diese wird als Mischgebiet ausgewiesen, um
Hochbauten zulassen zu kénnen, die durch eine geeignete Bauweise (z.B. durch Aufstidnderung) sicher-
stellen, dass der Hochwasserabfluss nicht eingeschrankt wird. Der Retentionsraumausgleich in den sons-
tigen Stauraum muss jeweils nachgewiesen werden.
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Durch die Festsetzung der wasserrechtlichen Bauverbots- und Baubeschrankungszonen ergibt sich eine
Verschiebung der Baufelder zwischen Bahnhofstralle, Spinnereistralle, Inselstralle und Lahn in nérdliche
Richtung. Die Verschiebung der Baufelder bedingt wiederum eine Anpassung des Males der baulichen
Nutzung an die geanderte Situation. Gleichzeitig werden die Baugrenzen und Baulinien sowie die textlichen
Festsetzungen Uberarbeitet.

Abb. 2: Plankarte Bebauungsplan ,,BahnhofstraBe‘ 1. Anderung

genordet, ohne Malstab

Der Verkehrsflachenanteil wird im 6stlichen Teil des rdumlichen Geltungsbereiches gegeniber dem Be-
bauungsplan 2011 zwar reduziert. Sein Vollzug setzt aber unverandert eine Baufreistellung wesentlicher
Flachenanteile voraus.

3.3 Bebauungsplan Nr. 402 ,,BahnhofstraRe“ 2. Anderung

Wiéhrend der raumliche Geltungsbereich der 1. Anderung 2013 noch dem des Bebauungsplanes Nr. 402
,BahnhofstralRe" 2011 entspricht, beschrankt sich der raumliche Geltungsbereich der 2. Anderung auf die
Anwesen 06stlich entlang der Bahnhofstral’e und die gewerbliche Konversionsflache der ehem. Lahnhof-
Passage nebst zugehdrigen Stellplatzen.
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Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 402 ,BahnhofstraRe“ 2. Anderung wurde am
16.07.2015 gefasst. Die Aufstellung erfolgt als Verfahren der Innenentwicklung im beschleunigten Verfah-
ren nach § 13a BauGB, mit zweimaliger Beteiligung der Offentlichkeit sowie der Behérden und sonstigen
Trager offentlicher Belange. Am 06.11.2019 entscheidet die Stadtverordnetenversammlung Uber die ein-
gegangenen Anregungen und beschliel3t den Bebauungsplan gem. § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung. Der
Bebauungsplan wird am 14.11.2019 ausgefertigt und am 20.11.2019 in der Wetzlarer Neuen Zeitung 6f-
fentlich bekannt gemacht.

Abb. 3: Bebauungsplan Nr. 402 ,,BahnhofstraBe“ 2. Anderung

genordet, ohne Malstab

Der raumliche Geltungsbereich der 2. Anderung umfasst neben den bestehenden Geschaftsgebauden an
der Bahnhofstralle die zum Zeitpunkt seiner Aufstellung noch vorhandenen Baulichkeiten der ,Lahnhof-
Passage“ sowie den von der SpinnereistraRe ausgehenden Zufahrtsbereich einschlieRlich Stellplatzan-
lage. Hinzu kommen kleinere Griinflachen entlang des Lahnuferweges mit vorhandenen Laubbdumen und
Laubstrauchern. Der raumliche Geltungsbereich der Anderung bleibt 1angs der Lahn geringfiigig hinter der
sudéstlichen Grenze des raumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 2011 und der 1. Anderung
2013 zurtick, um einer zuklnftigen Umgestaltung des Lahnuferbereiches nicht vorzugreifen.

Der gegen die 2. Anderung gerichtete Normenkontrollantrag wird von den Antragstellern u.a. damit begriin-
det, dass sie u.a. bezogen auf die Stralenverkehrsflachen nicht mit dem Vorgangerbebauungsplan abge-
stimmt sei. Einer solchen Abstimmung habe es jedoch bedurft, weil das Plangebiet der 2. Anderung mit
demjenigen der 1. Anderung nicht vollstandig deckungsgleich sei, sondern hinter dessen Grenzen zuriick-
bleibe. Dem ist der VGH in seiner Entscheidung gefolgt. Es fehle an der stadtebaulichen Erforderlichkeit,
da die Abgrenzung zu den norddstlich angrenzenden Grundstlicken von keiner erkennbaren planerischen
Konzeption getragen sei. Der Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstrate“ 2. Anderung wurde daher als un-
wirksam erkannt.
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3.4 Bebauungsplan Nr. 402 ,BahnhofstraBe“ 3. Anderung

Die 3. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 402 ,Bahnhofstrae* erlangt am 07.10.2016 Rechtskraft und
umfasst mit 0,25 ha nur einen Teilbereich des urspriinglichen Bebauungsplanes. Hierbei handelt es sich
um die Flache, auf der sich das zuletzt leerstehende Kaufhaus Mauritius befand. Das Kauthaus wurde
zurlckgebaut. Hier steht inzwischen der Gebaudekomplex mit Geschéaftsrdumen im Erdgeschoss und
Wohnnutzungen in den Obergeschossen. Um dieses ,MODUS 3 errichten zu kdnnen, werden im Zuge
der 3. Anderung Anpassungen beziiglich des zulassigen MaRes der baulichen Nutzung, der tiberbaubaren
Grundsticksflachen und der Feinsteuerung zur Art der baulichen Nutzung notwendig. Gleichzeitig soll
durch die Festsetzung von Baulinien und Baugrenzen der als Ergebnis aus dem Rahmenplan ,Bahnhof-
stral’e” zu schaffende Durchgang zwischen der Bahnhofstral’e und dem Lahnufer bauplanungsrechtlich
gesichert werden. Erganzend werden die Festsetzungen zum Immissionsschutz, zu den Dachformen und
deren Ausgestaltung sowie zur Fassadengestaltung angepasst.

Abb. 4: Bebauungsplan ,,BahnhofstraBe“ 3. und 5. Anderung

Ausschnitte genordet, ohne Malstab

Abbildung 4 zeigt die Planzeichnungen der 3. und der 5. Anderung, deren raumlicher Geltungsbereich
deckungsgleich ist. Die Ausfiihnrungen zu der 5. Anderung enthalt Kapitel 2.6.

3.5 Bebauungsplan Nr. 402 ,BahnhofstraBe“ 4. Anderung

Der Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstrale“ 4. Anderung wurde am 16.03.2017 als Satzung beschlossen
und am 23.03.2017 ortsublich bekanntgemacht. Der rechtswirksame Bebauungsplan Gberplant eine rd. 1,2
ha groRe Flache sidlich des Einkaufszentrums ,Coloraden” (ehem. ,Herkules.Center®) zwischen Eduard-
Kaiser-Stralle, Bahnhofstralle und Gloelstralle, um die fir ein konkretes Neubauvorhaben erforderlichen
Anderungen an den zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes 2011 vornehmen
zu kdnnen.
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Abb. 5: Bebauungsplan Nr. 402 ,,BahnhofstraBe“ 4. Anderung
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Wie aus Abbildung 4 ersichtlich, liegt der raumliche Geltungsbereich der 4. Anderung westlich der Bahn-
hofstraBe. Eine rdumliche Verbindung zu dem Bebauungsplan Nr. 402 ,BahnhofstraRe* 6. Anderung be-
steht nicht.

3.6 Bebauungsplan Nr. 402 ,,BahnhofstraRe“ 5. Anderung

Die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 402 ,BahnhofstraRe“ wurde am 16.03.2027 als Satzung be-
schlossen und am 23.03.20217 ortsublich bekannt gemacht. Ihr rAumlicher Geltungsbereich entspricht dem
der 3. Anderung. Die Planzeichnung ist auf dem rechten Bild von Abbildung 4 zu sehen.

Im norddéstlichen Teil des raumlichen Geltungsbereiches der 3. Anderung bietet sich die Aufstockung der
geplanten Bebauung fiir eine zusatzliche Wohnung mit Blick zur Lahn an, die nach den in der 3. Anderung
getroffenen Festsetzungen zur Geschossflachenzahl sowie zur Zahl der Vollgeschosse nicht zulassig war.
Mit der 5. Anderung werden die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen fiir die Umsetzung der geénder-
ten Bebauungskonzeption geschaffen. Die 5. Anderung des Bebauungsplanes umfasst ausschlieRlich die
teilraumliche Anpassung der Zahl der maximal zulassigen Vollgeschosse und damit einhergehend die ent-
sprechende Anpassung der Geschossflachenzahl sowie die Begrenzung der maximal zuldssigen Hohe
baulicher Anlagen in diesem Bereich.
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3.7 Bebauungsplan Nr. 402 ,BahnhofstraBe“ 6. Anderung

Planziel der vorliegenden 6. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 402 ,Bahnhofstrale ist Behebung der
vom VGH beanstandeten Mangel. Hierzu wird der rdumliche Geltungsbereich der 2. Anderung um die dst-
lich angrenzenden Flachen erweitert, soweit diese bereits im raumlichen Geltungsbereich des Bebauungs-
planes 2011 liegen. Auch die bei der 2. Anderung ausgesparten Griin- und Freiflachenentlang der Lahn
werden einbezogen. Die auf der Grundlage der 2. Anderung entstandene Bebauung wird ebenso gewiir-
digt, wie nachbarschaftliche Belange und die seit dem Satzungsbeschluss Uber die 2. Anderung festzustel-
lenden Rahmenbedingen u.a. betreffend den Immissions- und den Artenschutz.

4  Raumlicher Geltungsbereich

Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 402 ,Bahnhofstrale“ 6. Anderung umfasst ent-
lang der Bahnhofstrale die Anwesen Bahnhofstralle 16 - 24 und in der Spinnereistral’e das Gelande der
ehem. Lahnhof-Passage, das Gelande der friiheren Diskothek Max und das DLRG-Gelande. Hinzu kom-
men die Griin- und Freiflachen im Ubergang zur Lahn. So kann der Nachweis einer geordneten stadtebau-
lichen Entwicklung geflihrt werden.

An den raumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes grenzen an:

Norden: Spinnereistralle, B49 (Hochstralie)

Osten: Grinflachen, Lahnuferweg (Radfernweg R7), Bundeswasserstralte Lahn

Siden: Bundeswasserstralle Lahn, Pflegeeinrichtung ,Haus Kdénigsberg an der Lahn®, Wohn- und
Geschaftshauser

Westen: Bahnhofstralle mit Hauptgeschaftszentrum und Fufligéngerzone

Der raumliche Geltungsbereich umfasst eine Flache von insgesamt rd. 3,12 ha. Hiervon entfallen auf das
Urbane Gebiet rd. 1,82 ha, auf das Kerngebiet rd. 0,53 ha, auf die Verkehrsflachen besonderer Zweckbe-
stimmung rd. 0,51 ha und auf die Grunflachen rd. 0,25 ha.

5 Raumordnung und Landesplanung, vorbereitende Bauleitplanung

Die Gemeinden haben ihre Bauleitplane nach § 1 Abs. 4 BauGB an die Ziele der Raumordnung anzupas-
sen. Diese sind im Regionalplan Mittelhessen zeichnerisch und textlich dargestellt.

Bebauungsplane sind nach § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flachennutzungsplan, d.h. der vorbereitenden
Bauleitplanung zu entwickeln. Im Flachennutzungsplan wird die sich aus der beabsichtigten stadtebauli-
chen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung in den Grundziigen fiir das gesamte Gemeindegebiet
dargestellt.

5.1 Regionalplanung

Der Bereich des Plangebietes ist im Regionalplan Mittelhessen 2010 als Vorranggebiet Siedlung Bestand
festgelegt, sodass die Planung grundsatzlich mit den Zielen der Raumordnung vereinbar ist.
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Hinzu kommt die Gberlagernde Festlegung als Vorbehaltsgebiet fiir besondere Klimafunktionen und im
Bereich des amtlich festgesetzten Uberschwemmungsgebietes der Lahn auch die (iberlagernde Festle-
gung als Vorbehaltsgebiet flir den vorbeugenden Hochwasserschutz.

In den regionalplanerisch festgelegten Vorbehaltsgebieten fiir besondere Klimafunktionen sollen die Kalt-
und Frischluftentstehung sowie der Kalt- und Frischluftabfluss gesichert und, soweit erforderlich, wieder-
hergestellt werden. Die durch den Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstrale“ 6. Anderung vorbereitete ver-
dichtete Bebauung mit bis zu 7 Geschossen tragt der Innenstadtlage Rechnung. Eine Wiederherstellung
von Flachen fur die Kalt- und Frischluftentstehung auf dem seit tiber 100 Jahren bebauten und gewerblich
genutzten Bereich scheidet aus. Allerdings beinhaltet der Bebauungsplan fur die neu zu bebauenden Fla-
chen Festsetzungen zum Mal der baulichen Nutzung und zu den Uberbaubaren Grundstlicksflachen, die
eine Bebauung und Nutzung des Plangebietes mit hoher stéddtebaulicher Dichte ermdglichen, gleichzeitig
aber den Luftaustausch gewahrleiten. Zudem werden im Vergleich zu der friheren Situation mit weitlaufig
vollversiegelten Flachen kiinftig grofRere Bereiche entsiegelt und als begriinte Freiflachen hergestellt.
Schliellich erfolgt auf den Dachflachen der kiinftigen Gebaude eine extensive Begriinung, sodass insge-
samt eine Verbesserung der kleinrdumigen stadtklimatischen Verhaltnisse erzielt werden kann.

In den regionalplanerisch festgelegten Vorbehaltsgebieten fiir den vorbeugenden Hochwasserschutz sol-
len sich vorhandene und geplante Nutzungen an die Hochwassergefahr anpassen. Unbebaute, gewasser-
nahe Flachen sollen von Bebauung freigehalten werden. Sofern diese Gebietskategorie innerhalb im Zu-
sammenhang bebauter Ortsteile festgelegt ist, ist bei Planungen und Maflnahmen den Belangen des Hoch-
wasserschutzes ein hohes Gewicht beizumessen. Den Grundsatzen der Raumordnung ist dadurch Rech-
nung getragen, dass die innerhalb des festgelegten Vorbehaltsgebietes bzw. des Uberschwemmungsge-
bietes der Lahn (HQ100) stehenden ,Kranhauser® so errichtet wurden, dass rechnerisch kein Retentions-
raumverlust eintritt. Die Hochwasserrickhaltung wird nicht oder nur unwesentlich beeintrachtigt. Der Hoch-
wasserabfluss wird nicht beeintrachtigt. Die im Zuge der 6. Anderung in den rdumlichen Geltungsbereich
einbezogenen Flachen werden, soweit sie im Uberschwemmungsgebiet liegen, nicht als Baugebiet, son-
dern als Grinflachen gewidmet.

5.2 Vorbereitende Bauleitplanung

Der Flachennutzungsplan der Stadt Wetzlar datiert auf das Jahr 1981. Die Stadtverordnetenversammlung
der Stadt Wetzlar hat in ihrer Sitzung am 19.12.2023 beschlossen, den Flachennutzungsplan in der Fas-
sung, die er durch Anderungen oder Ergdnzungen erfahren hat, gemaR § 6 Abs. 6 BauGB neu bekanntzu-
machen. Die Bekanntmachung des digitalisierten Flachennutzungsplanes erfolgte am 19.01.2024 in der
Wetzlarer Neuen Zeitung mit dem Hinweis, dass die Neubekanntmachung allein deklaratorische Wirkung
hat. MaRgeblich ist weiterhin der férmlich aufgestellte Fldchennutzungsplan mit seinen Anderungen und
Erganzungen, die der Neubekanntmachung vorangegangen sind."

1 Die Neufassung des digitalisierten Flachennutzungsplanes der Stadt Wetzlar sowie die urspriingliche Planfassung,
die Erganzungs- und Anderungspléne und die Begriindung kénnen im Neuen Rathaus der Stadt Wetzlar, Ernst-
Leitz-Strafte 30, beim Amt fiir Stadtentwicklung nach Terminvereinbarung von jedermann eingesehen werden und
Uber deren Inhalt Auskunft verlangt werden. Die Neufassung ist zudem unter https://www.wetzlar.de/flaechennut-

zungsplanung einsehbar.
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Abb. 6: Neufassung des digitalisierten Flachennutzungsplanes (Ausschnitt, Lage des Plangebietes angedeu-
tet)

genordet, ohne MaRstab

Der wirksame Flachennutzungsplan stellt den rdumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 402
,BahnhofstraRe“ 6. Anderung im Original und in der digitalisierten Neufassung als Gemischte Bauflache,
Bestand, und Griinflache ohne weitere Zweckbestimmung dar. Die gemischte Bauflache umfasst die zur
Ausweisung vorgesehenen Baugebiete — Urbanes Gebiet und Kerngebiet — einschlieBlich der bis an die
Lahn heranreichenden Verkehrsflichen besonderer Zweckbestimmung. Einzige Ausnahme bildet das
DLRG-Gelande, das ebenso wie die offentliche Griinflache mit der Zweckbestimmung Parkanlage inner-
halb der dargestellten Grunflache liegt.

Die die Aufstellung des Bebauungsplanes im Verfahren nach § 13a BauGB erfolgt ist keine Anderung des
Flachennutzungsplanes erforderlich. Dieser wird nach Abschluss des Bebauungsplanverfahrens im Wege
der Berichtigung angepasst.

6 Informelle Planungen

Nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpldne auch die Ergebnisse der von der
Gemeinde, hier der Stadt Wetzlar, beschlossenen stadtebaulichen Entwicklungskonzepte oder von ihr be-
schlossenen sonstigen stadtebauliche Planungen zu beriicksichtigten. Anzusprechen sind Im Zusammen-
hang mit dem Bebauungsplan Nr. 402 ,BahnhofstraRe“ 6. Anderung das Innenstadtentwicklungskonzept
2012, der Rahmenplan ,Bahnhofstrale” 2015, das Vergniigungsstatten-Konzept 2016, das im Rahmen
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des Forderprogramms ,Stadtumbau® erstellte integrierte Handlungskonzept ,,Quartiere an der Lahn“ 2018
und das Konzept zur Integration der innerstadtischen Wasserlaufe KIWA.

6.1 Innenstadtentwicklungskonzept und Rahmenplan BahnhofstraRe

Im Innenstadtentwicklungskonzept (ISEK) der Stadt Wetzlar von 2012 wird das Bahnhofsquartier als stad-
tebaulich bedeutsames ,Tor zur Innenstadt bezeichnet.2 Ob mit Bus, Bahn oder mit dem Auto - in der
Regel nahere man sich der Stadt Giber dieses Quartier.

Als Aushangeschild fir die Stadt wird angestrebt, die stadtebauliche Qualitat des Quartiers zu verbessern
und einen Teil der Besucherstréme des Einkaufszentrums ,Forum Wetzlar® Gber die Bahnhofstralle in die
Innenstadt zu leiten. Dabei kommen einer Neugestaltung und Aufwertung der Bahnhofstrale eine grof3e
Bedeutung zu. Vor allem sind funktionale Veranderungen notwendig. Die bestehenden Handels- und
Dienstleistungseinrichtungen sind nachfrageorientiert anzupassen, gegebenenfalls zuriickzubauen und mit
neuen Funktionen wie Wohnen, Bildung, Freizeit und Kultur zu erganzen. Im Bereich der ehem. Lahnhof-
Passage soll dabei ein neues, dem Fluss zugewandtes Quartier mit Wohnen, hochwertigen Griinzonen
und freizeitorientierten Funktionen entstehen.

Hierzu wird im ISEK ausgefihrt, dass das ,[...] Lahnhofgelénde mit seiner hohen Lagegunst an der Lahn
[...] insgesamt ein groBes Potenzial [bietet], um ein neues zum Flussraum hin orientiertes Stadtviertel in-
nerhalb des Bahnhofquartiers zu entwickeln. Neben gewerblichen Nutzungen zur Abschirmung des Gelén-
des gegentiber der B49 kénnten hier hochwertige Griinbereiche am Wasser, stddtisches und gleichzeitig
naturnahes Wohnen, Biiros, touristische und gastronomische Funktionen realisiert werden. Gleichzeitig
wirde die Mdglichkeit fiir eine neue riickwértige ErschlieBung der Bahnhofstral3e und einer Verkehrsent-
lastung der Inselstral3e erdffnet. Das schafft nicht nur neue Zugénge zur Lahn, sondern verbessert auch
die Gestaltungsspielrdume an der Zufahrt zur Inselstral3e. Eine wesentliche Bereicherung fiir das Lahnufer
und seine Nutzer wére eine Aufwertung dieses Bereiches durch die Weiterflihrung des Lahntalradweges
am Bootshaus und an der Briickenstral3e sowie die Schaffung direkter Zugangsmdéglichkeiten und attrakti-
ver Sitzmoglichkeiten am Wasser, die zum Verweilen einladen [...].

Der Rahmenplan Bahnhofstrale 2015 wurde als Handlungsgrundlage fir die weitere Entwicklung des
Bahnhofquartiers beschlossen. Der Rahmenplan dient der planerischen Steuerung des Quartiers und bildet
den Rahmen fiir die Bauleitplanung, Projektplanung und die weitere Konzepterstellung. Aufbauend auf dem
Innenstadtentwicklungskonzept wird die zuklnftig angestrebte Entwicklung des Gebietes definiert. Der
Rickbau der Lahnhof-Passage und eine anschlieliende Bebauung mit einem hohen Wohnanteil sind be-
reits im Rahmenplan als konkrete MaRnahme benannt. Hinzu kommen weitere MalRnahmen zur stadte-
baulichen Neuordnung und Aufwertung des Quartiers im Umfeld des Lahnhofes.

Als konkrete Planungsvision wird hierzu im Rahmenplan ausgefiihrt, dass dieser Bereich gepragt ist ,[...]
durch die leerstehenden Ladenflachen in den Lahnhofpassagen, das leerstehende Kaufhaus Mauritius und
die grol3e asphaltierte Parkplatzfldche, die fast bis an die Lahn reicht. Ziel muss hier ein Riickbau der nicht
mehr nutzbaren Lahnhofpassagen und des Mauritius sein. Zukiinftig muss der Bereich an der Lahn besser
mit der Bahnhofstral3e verbunden werden, weshalb der bestehende Durchgang im Rahmen einer neuen
Bebauung stark verbreitert und aufgewertet werden muss. Gleichzeitig muss an der Lahn das Angebot an
Wohnraum weiter ausgebaut werden, um eine Belebung des Gebietes zu erzielen. Zur Aufwertung der
offentlichen Flachen sollte das Thema Lahn und Wasser genutzt werden. Die Vision zeigt daher die Anlage
eines grol3ziigigen Wasserspielplatzes direkt an der Lahn zwischen dem in Planung befindlichen

2 Biiro 5: Innenstadtentwicklungskonzept Wetzlar, Maastricht 2012
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zuklinftigen Pflegeheim und der angedachten Wohnbebauung. Die Aufwertung des Lahnufers erfolgt durch
Bepflanzung, den Bau von Terrassen und der Installation von geeignetem Stadtmobiliar verbunden mit
einer durchgéngigen Beleuchtung des Lahnuferwegs [...]"

Der Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstrale“ 2. Anderung sollte hierfiir die planungsrechtliche Grundlage
geschaffen. Soweit er vor der Entscheidung des VGH vollzogen werden konnte, hat er einen wesentlichen
Beitrag zur Umsetzung der sowohl im ISEK als auch im Rahmenplan dargelegten Ziele zur weiteren Ent-
wicklung des Bahnhofquartiers geleistet. Dies betrifft die Schaffung von Wohnraum mit ergédnzenden ge-
werblichen Nutzungen und die Herstellung von weitlaufigen 6ffentlichen Bereichen mit Aufenthaltsqualitat
in Verbindung der BahnhofstraRe mit dem Lahnuferweg und der Lahn sowie der Anlage und Gestaltung
von halbéffentlichen Bereichen innerhalb des neuen Stadtquartiers. Hierdurch wird eine Einbindung der
Flachen in den Stadtgrundriss und insgesamt eine Aufwertung des Gesamtbereiches erzielt.

Der Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstrae* 6. Anderung Gbernimmt die im Zuge der Aufstellung der 2.
Anderung erarbeitete stadtebauliche Konzeption und schafft die planungsrechtlichen Voraussetzungen, um
die Entwicklung des Quartieres unter Einbeziehung des Anwesens Spinnereistrafe 6 und des DLRG-Ge-
ldndes und der zur Lahn hin vorgelagerten Grunflachen vervollstadndigen zu kénnen.

6.2 Integriertes Handlungskonzept ,,Quartiere an der Lahn“

Die Stadt Wetzlar wurde 2016 mit dem Gebiet ,Quartiere an der Lahn® in das Stadtebauférderungspro-
gramm ,Stadtumbau in Hessen* aufgenommen. Ziel des Programms ist es, staddtebauliche Malkhahmen zu
Klimaschutz, Klimaanpassung sowie zur Anpassung an demografische und wirtschaftsstrukturelle Veran-
derungen in einem integrierten Ansatz zu vereinen.

Die Gutachter® regen an, das Entwicklungspotential der Flachen entlang der Lahn zukiinftig starker zu
nutzen. Das Untersuchungsgebiet umfasst entsprechend die am Lahnufer liegenden Innenstadtquartiere
bis zur Moritz-Hensoldt-StralRe und Seibertstrafe im Westen. Die Lahn selbst ist mit ihnrem &stlichen Ufer-
bereich und der Colchester-Anlage ebenfalls eingeschlossen. Das Untersuchungsgebiet Iasst sich unter
stadtebaulichen Gesichtspunkten in vier Teilgebiete untergliedern. Dies sind im Norden das Quartier rund
um die BahnhofstralRe, der groBmalstablich bebaute, in Nord-Siid-Richtung langgestreckte Karl-Kellner-
Ring, das Teilgebiet rund um den historischen Bereich Langgasse/Hintergasse und das von Freiflachen
gepragte Gebiet 6stlich der Lahn.

3 Rittmannsperger Architekten GmbH, Darmstadt
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Abb. 7: Gebietseinteilung Quartiere an der Lahn
i | \'-:\_

Lage raumlicher Geltungsbereich Bebauungs-
plan Nr. 402 ,Bahnhofstrale” 6. Anderung
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Nach einer ausfiihrlichen Analyse der stadtebaulichen und sozialrdumlichen Rahmenbedingungen des Un-
tersuchungsgebietes, genannt werden Bevdlkerung und Demographie, Wohnen, Stadtebau und Stadtge-
stalt, grine und blaue Infrastruktur, Verkehr und Mobilitat, Energie, Umwelt- und Klimaschutz, soziale Inf-
rastruktur, Kultur, Freizeit, Sport, Wirtschaftsstruktur und Arbeit, werden Handlungsfelder und Entwick-
lungsziele herausgearbeitet, die wiederum in konkrete Malknahmen und Projekte miinden. Abbildung 8
zeigt die furr den rdumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 402 ,Bahnhofstralie“ 6. Anderung
relevanten MalRnahmen und Projekte. Die nachfolgenden Ausfihrungen geben den Erfullungsstand Frih-
jahr 2025 wieder.

e Riickbau des Lahnhofes: Der Riickbau ist erfolgt. Der Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstrale” 6. An-
derung schafft das Bauplanungsrecht, um die noch verbliebenen Freiflachen einer Bebauung zufiihren
zu koénnen.

e Verbesserung der Zuwegung zur Lahn: Der Durchgang von der Bahnhofstralle zum Lahnufer ist neu
gestaltet.

e Erarbeitung von Nutzungskonzepten bzw. Erstellung von Machbarkeitsstudien fur das DLRG-Gelande
und die angrenzenden Flachen sowie Ausbau und Erweiterung des Wassersportangebotes. Die Plane
zum Ausbau und zur Erweiterung des Wassersportangebotes sind derzeit zwar zurlickgestellt. Der
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Standort empfiehlt sich aber auch fiir eine urbane Nachnutzung. Der Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhof-
straRe“ 6. Anderung weist das DLRG-Gelande entsprechend als Urbanes Gebiet i.S. § 6a BauNVO aus,
innerhalb dessen auch Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke
allgemein zulassig sind. Das Angebot des Bebauungsplanes schrankt die zukilinftige Nutzung damit
nicht ein. Eine raumliche Einschrankung ergibt sich aber aus dem Erfordernis, zwischen dem DLRG-
Gelande und der Lahn ein Regenriickhaltebecken anzulegen. Es ist daher folgerichtig, dass der Bebau-
ungsplan einen Baugebietstyp wahlt, innerhalb dessen auch sonstige Nutzungen, genannt sein z.B.
Wohnen und Gewerbe, allgemein zulassig sind.

¢ Neubau eines Spiel-/Quartiersplatzes, Gestaltung der Fl&chen entlang der Lahn und Neugestaltung des
Lahnuferweges: Die drei MalRnahmenempfehlungen korrespondieren miteinander und sollen bei der
Gestaltung der Flachen zwischen dem Urbanen Gebiet und der Lahn beriicksichtigt werden.
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Abb. 8: MaBnahmen und Projekte (Ausschnitt)
- e

Zeichenerklarung zu den Anregungen fur die im rdumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 402 ,Bahnhof-
strale2 6. Anderung liegenden Flachen:

1 Rickbau Lahnhof

2  Verbesserung der Zuwegung zur Lahn

4 Ausbau und Erweiterung Wassersport

7 Nutzungskonzepte/Machbarkeitsstudien erarbeiten

8 Neubau Spielplatz/Quartiersplatz

19 Flachengestaltung, ErschlieBung und Neugestaltung entlang der Lahn
22 Neugestaltung Lahnuferweg

Wesentlicher Leitgedanke des integrierten Handlungskonzeptes ist es, den Flussraum als Lebensraum fir
Erholung, Freizeit und Tourismus zu entwickeln. Der Bebauungsplan Nr. 402 ,BahnhofstraRe® 6. Anderung
leistet durch die differenzierte Ausweisung von Bauflachen vorzugsweise fir Mehrfamilienhduser auf den
gewerblichen Konversionsflachen und die Sicherung von Frei- und Grinflachen entlang der Lahn seinen
Beitrag zur Schaffung attraktiver Wohngebaude und ebensolcher allgemein zuganglicher Aufenthaltsfla-
chen an der Lahn.
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6.3 Konzept zur Integration der innerstadtischen Wasserlaufe

Aufbauend auf dem Innenstadtentwicklungskonzept (ISEK) hat die Stadt Wetzlar 2016 eine umfangreiche
Beteiligung der Offentlichkeit durchgefiihrt, um gemeinsam mit den Biirgerinnen und Birgern Ideen fiir die
bessere Integration der innerstadtischen Wasserlaufe zu entwickeln. Ziel war es dabei, die Fliisse verstarkt
in das o6ffentliche Bewusstsein zu ricken und das groRe Potenzial der Flussauen als Naturraum und auch
als Erholungsraum fiir die Wetzlarer Bevidlkerung besser und einvernehmlicher zu nutzen.

Als vordringlich angesehen wurde und wird die Schaffung eines durchgangigen Uferweges und durchgéan-
giger Offentlicher Grinrdume an den Flussufern. Besondere Bedeutung kommt dem Lickenschluss des
Lahnuferweges im Bereich der Hausertorbriicke und der Alten Lahnbriicke unweit westlich des raumlichen
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 402 ,Bahnhofstrale“ 6. Anderung zu. Hinzu kommt die Neu-
anlage einer Grinflache hinter dem Lahnhof, d.h. zwischen den neuen ,Kranhausern® und der Lahn und
die Neugestaltung des Lahnuferweges bis zur Rittal-Arena. Im Kontext mit dem Bebauungsplan sollen die
Vorschlage skizziert werden, die dessen raumlichen Geltungsbereich unmittelbar betreffen:

P3: Gestaltung offentlicher Freirdume an der Lahn im Bereich hinter dem Lahnhof

Die Gestaltung der Freiflachen hinter dem Lahnhof steht in einem engen Zusammenhang mit den dort
geplanten HochbaumalRnahmen. Ziel ist es, hier grol3ziigige 6ffentliche Freirdume zu schaffen, die das
Quartier Bahnhofstralle mit dem Lahnufer verbinden. Herzstlick des Konzeptes ist die Schaffung eines
modernen Fullgédngerbereiches mit Gastronomie und Aufenthaltsmdglichkeiten, der von der Bahnhof-
stral3e direkt an die Lahn fihrt. Am Lahnufer besteht die Méglichkeit, den Fluss (ber Sitzstufen zugénglich
zu machen. Auch in den Weg- und Platzfldchen soll das Thema ,Wasser* erlebbar gemacht werden, zum
Beispiel liber die Inszenierung eines stilisierten Flusslaufes oder die Installation von Wasserspielen. Fluss-
aufwérts an die Verbindungsachse anschlieend bietet sich die Option an, eine grof3ziigige Promenade
am Lahnufer zu schaffen. (...)

P7 Umgestaltung und Verbreiterung Lahnuferweg zwischen Taubensteinbriicke und Lahnhof

Dieser Abschnitt des Lahnuferweges ist durch eine sehr hohe Frequenz von Radfahrern und Ful3géngern
geprégt. Deshalb wurde in den Zuhérbegehungen wiederholt angeregt, den Weg hier zu verbreitern und
Mehrfachnutzungen zuzulassen oder ggf. die unterschiedlichen Nutzungsarten zu trennen. Bei zukiinftigen
Malnahmen bietet sich an, den Uferweg falls méglich etwas weiter weg vom Ufer verlaufen zu lassen und
damit den Vegetationsstreifen an der Lahn zu verbreitern. Im Zuge einer Neuordnung des DLRG-Geldndes
bietet sich an, Ful3- und Radweg voneinander zu trennen und dadurch eine beruhigte Flanierzone entlang
des Ufers zu schaffen. Im neu gestalteten Umfeld des Lahnhofes bietet sich die Méglichkeit, beide Wege
wieder zusammen zu fiihren und in diesem Abschnitt eine grol3zligige Uferpromenade auszubilden. (...)

M3 Liegemdglichkeiten an der Lahn schaffen

Die Anregung, Liegefldchen an der Lahn zu schaffen, kann neben der flachenhaften Ausweisung bestimm-
ter dafiir geeigneter Bereiche auch die Entwicklung und Installation von Ausstattungselementen, z. B. (iber-
dimensionierten Liegen, sein. Die Liegen sollten einen Wiedererkennungswert haben und eine Wetzlarer
Besonderheit darstellen. Spiel- und Liegewiesen sollten durch eine ansprechende Beschilderung, die sich
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grafisch und konzeptionell in die touristische Beschilderungssystematik der Stadt Wetzlar einfiigt, klar er-
kennbar sein und der Nutzung entsprechend intensiv gepflegt werden.

Fir den Abschnitt vor den auf Grundlage des Bebauungsplanes Nr. 402 ,Bahnhofstrale* 2. Anderung
genehmigten und errichteten Kranhausern liegt bereits ein Entwurf vor. Dieser sieht einen leicht gezackten
Verlauf des Lahnuferweges vor, um durch die La&ngenbegrenzung der einzelnen Abschnitte Radfahrer zu
einer angemessenen Geschwindigkeit zu animieren und damit das Konfliktpotenzial zwischen Radfahrern
und Fuf3fangern zu reduzieren.

Mussten die friheren Treidelpfade funktionsbedingt nah am Gewasser verlaufen, kann der Lahnuferweg
mit unterschiedlichen Abstanden arbeiten. Hierdurch entstehen kleinere Flachen zwischen dem Weg und
der Lahn, die auch mit Bdumen bepflanzt werden kdénnen, um die Gestaltungsvielfalt und die Attraktivitat
zu erhdhen. Attraktivitdtssteigernd sind auch die Sitzgelegenheiten und der ,Balkon® Uber der Lahn am
Ende der vorrangig auch dem Aufenthalt dienenden Verbindung zur Bahnhofstralte.*

Abb. 9: Gestaltungsvorschlag Lahnuferpromenade (RB+P, Kassel, 07/2024)

e

genordet, ohne Malstab

Fir die 6ffentlichen Grinflachen zwischen dem Anwesen Spinnereistralte 6, dem DLRG-Gelande und der
Lahn liegen bisher noch keine konkreten Planungen vor, da zunachst das Regenruickhaltebecken abschlie-
Bend berechnet, geplant und mit den zustdndigen Behdrden abgestimmt sein muss. Die in dem

4 Bei der dunkleren Flache am westlichen Kranhaus handelt es sich um die AuRensitzflaichen des im Erdgeschoss
untergebrachten Restaurants.
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Gestaltungsvorschlag eingetragene Freiflache mit Sitzgelegenheiten und Spielgeraten ist geplant, im Detail
aber auf das technische Bauwerk des RRB abzustimmen.

Der Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstrale“ 6. Anderung weist entlang der Lahn Verkehrsflachen mit der
Zweckbestimmung ,Aufenthaltsbereich® und ,Fullgédngerbereich und Radweg*“ und 6ffentliche Grinflache
mit der Zweckbestimmung ,Parkanlage mit integriertem RRB* aus. Zwischen dem noch zur Bundeswas-
serstralte gehérenden Lahnuferweg und dem Gewasser liegt noch eine Flache, die als 6ffentliche Griinfla-
che der Zweckbestimmung ,Ufersaum” gewidmet wird. Die Festsetzungen sind so gewahlt, dass sie fir die
Gestaltungsplanung im Vollzug des Bebauungsplanes keine ungewollten Einschrdnkungen darstellen. Der
Bebauungsplan leistet insoweit einen wesentlichen Beitrag zur Umsetzung der im Konzept zur Integration
der innerstadtischen Wasserlaufe dargelegten Ziele zur weiteren Entwicklung des Lahnuferbereiches. Dies
betrifft die Herstellung von weitlaufigen 6ffentlichen Bereichen mit Aufenthaltsqualitat in Verbindung der
Bahnhofstrafle mit dem Lahnuferweg und der Lahn sowie die Méglichkeiten zur kiinftigen Gestaltung des
Lahnuferweges im Kontext der auch hier vorgesehenen grof3ziigigen 6ffentlichen Flachen.

6.4 Klimaanalyse Stadt Wetzlar

Im Jahr 2022/23 wurde erstmalig eine Stadtklima- und Vulnerabilitatsanalyse flir das Stadtgebiet von Wetz-
lar durchgefiihrt.5 Im Fokus der Untersuchung stehen insbesondere der stadtische Kaltlufthaushalt sowie
die kleinrdumige, sommerliche thermische Belastungssituation der Stadtbevdlkerung sowohl am Tag als
auch in der Nacht, welche mithilfe einer hochaufgelosten, computergestiitzten Modellsimulation des Wetz-
larer Stadtklimas untersucht wurden.

Die Ergebnisse liegen in Text und Karte vor. Das Kartenwerk macht zum einen die abgestufte Handlungs-
prioritat zur Verbesserung des thermischen Komforts im Sommer in allen Wohn-/Arbeits- und Aufenthalts-
bereichen (,Wirkraum®) der Wetzlarer Stadtbevdlkerung sichtbar. Zum anderen weist die Planungshinweis-
karte aber auch samtlichen Griin- und Freiflachen im Stadtgebiet (,Ausgleichsraum®) einen Schutzbedarf
auf Grundlage der von der Stadt bereitgestellten klimadkologischen Funktionen zu.

Erganzend zur klimadkologischen Modellierung wurde fiir das Wetzlarer Stadtgebiet eine Sensitivitats- und
Vulnerabilitatsanalyse durchgefiihrt, welche die Betroffenheit der Wetzlarer Bevolkerung gegeniiber Hitze-
extremen aufzeigt. Durch eine Uberlagerung der Vulnerabilitatsanalyse mit den klimadkologischen Inhalten
der Planungshinweiskarte (PHK) werden Rdume im Wetzlarer Stadtgebiet aufgezeigt, in denen der Hand-
lungsdruck und der Bedarf an Anpassungsmafnahmen besonders hoch ist.

Der nachfolgende Auszug aus der PKH zeigt den Ausschnitt der Kernstadt innerhalb dessen sich der raum-
liche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ,BahnhofstraRe“ 6. Anderung befindet.

5 GEO-NET Umweltconsulting GmbH, Hannover, 10/2023
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Abb. 10: Auszug aus der Planungshinweiskarte (GEO-NET, Hannover 10/2023)

genordet, ohne Mafistab

Die Farbdarstellung im rdumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes bedeuten:

Allgemein

Grau: Gebaude Bestand

Anm.: Die Eintragung gibt den Gebaudebestand zum Zeitpunkt der Erarbeitung der Klimaanalyse wieder.

Wirkraum: Siedlungsfldchen und 6ffentlicher Raum

Stadtklimatische Handlungsprioritat

Rot: Handlungsprioritdt 2 - Bei Nachverdichtungen, baulichen Entwicklungen und im Zuge von
Strallensanierungen sind (ber den klimadkologischen Standard hinausgehende, optimie-
rende MaRnahmen umzusetzen (bspw. Entsiegelung, Fassadenbegriinung, Flachen mit ho-
her Aufenthaltsqualitat schaffen)

Ocker: Handlungsprioritat 3 - Anforderungen wie bei Handlungsprioritat 2
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Hellgelb: Handlungsprioritdt 5 - Bei Nachverdichtungen, baulichen Entwicklungen und im Zuge von
Strallensanierungen sind klimadkologische Standards bei allen baulichen Entwicklungen ein-
zuhalten (bspw. Baume, Dachbegriinung, geringe Versiegelung)

Blau: (Die farbliche Umrandung umfasst den sidlichen Teil der ehem. Lahnhof-Passage bis an die
Bahnhofstralie sowie die Anwesen Spinnereistral’e 6 und 20) - Bereich mit hohe Kaltluftstro-
mung bzw. -entstehung, die potenziell auch auf angrenzende Raume gunstig wirken. Bei Vor-
haben in diesen Bereichen ist die Kaltluftfunktion der Flachen zu beachten (bspw. Griinfla-
chenerhalten, Gebaudestellung)

Anm.: Die Empfehlungen der Planungshinweiskarte wurden bei der Gré3e und Anordnung der tUberbauba-
ren Grundstlicksflachen, den differenzierten Festsetzungen zur Héhenentwicklung baulicher Anlagen, den
Festsetzungen zum Anpflanzen von Bdumen und zur Dachbegriinung berticksichtigt. Als Flachen mit hoher
Aufenthaltsqualitédt anzusprechen sind die ausgewiesenen Aufenthalts- und FulRgangerbereiche und der
geplante ,Balkon“ an der Lahn.

Ausgleichsraum: Griin-/Freiflachen, Landwirtschaftliche Flachen, Wald
Stadtklimatischer Schutzbedarf

Griin: Schutzbedarf Kategorie 3 - Bei Eingriffen in die Flachen ist auf die Erhaltung der jeweiligen
stadtklimatischen Funktion zu achten (bspw. Kaltlufttransport, Verschattung)

Anm.: Die Flache wird im Bebauungsplan als 6ffentliche Grunflache mit der Zweckbestimmung Parkanlage
(mit Regenriickhaltebecken) festgesetzt. Ebenfalls als 6ffentliche Griinflache festgesetzt wird der Ufersaum
zwischen dem Lahnradweg und der Lahn.

Kaltluftprozesse im Ausgleichsraum

Bodennahes Stromungsfeld (um 4:00 Uhr, aggregiert auf eine Auflésung von 100 m)

Pfeile: Windgeschwindigkeit > 0,1 m/s

Anm.: Der Luftaustausch bleibt gewahrleistet, denn die Neubebauung (,Kranhauser‘ und Parkhaus) ist
zwar hoher als die ehem. Lahnhof-Passagen waren, aber die Abstande zwischen den Gebauden kbénnen
durchstréomt werden.

Die Anmerkungen verdeutlichen, dass die wesentlichen Ergebnisse der Klimaanalyse bei der Aufstellung
des Bebauungsplanes Nr. 402 ,BahnhofstraRe“ 6. Anderung bereits beriicksichtigt worden sind.

Uber das Anwendungsfeld der Bauleitplanung hinaus kénnen, so die Gutachter der GEO-NET Umweltcon-
sulting GmbH, die Ergebnisse der Klimaanalyse auch in weiteren formellen und informellen Planungen der
Stadt zur Anwendung kommen. Hierzu zahlen u.a. die Sanierung des o6ffentlichen Raums, die Verkehrs-
wegeplanung, die Grinflachenentwicklung sowie teil- oder gesamtstadtische Leitbildprozesse oder auch
Fragen der Sozialplanung bzw. der Umweltgerechtigkeit.
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Um diesen Eigenanspruch der Klimaanalyse sowie die insgesamt weiter steigende gesellschaftliche und
damit politische Bedeutung eines gesunden Stadtklimas auch in der Zukunft adaquat bedienen zu kénnen,
empfehlen die Gutachter eine regelmafige Fortschreibung der Analyse im Turnus von ca. 5 Jahren. Die
Ergebnisse der 1. Fortschreibung werden zeigen, dass der Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstralie” 6.
Anderung auch in seinem Vollzug die stadtklimatischen Anforderungen wahrt.

6.5 Vergniigungsstatten der Unterart Spiel

Um Ansiedlungswiinsche fiir Vergniigungsstatten an stadtebaulich vertragliche Standorte lenken zu koén-
nen, hat die Stadt Wetzlar 2016 ein entsprechendes Konzept erarbeiten lassen.® Vergniigungsstatten sind
gesetzlich nicht definiert. Bauplanungsrechtliche kénnen Vergnigungsstatten als

Gewerbliche Einrichtungen (Gewerbebetriebe besonderer Art), die der kommerziellen Freizeitgestaltung,
Zerstreuung und Entspannung, dem geselligen Beisammensein, die Bedienung der Spielleidenschaft oder
Bedienung erotisch/sexuellen Interessen der Menschen dienen, 7

bezeichnet werden. Die Untersuchung zitiert eine weitere Definition, die im Hinblick auf die Abgrenzung
von Vergnugungsstatten zu anderen Nutzungsarten dient:

Vergniigungsstétten im bauplanungsrechtlichen Sinne sind Anlagen und Betriebe, die im Dienstleistungs-
bereich gewerbsméllig, ohne ausschlielllich und hauptséchlich Getrdnke und Speisen darzubieten, der
Unterhaltung dienen, Veranstaltungen durchfiihren oder ein bestimmtes Triebverhalten ansprechen und
dabei weder ein héheres Interesse an Kunst, Kultur und Wissenschaft noch sportlich Zwecke verfolgen.8

Fir die Bauleitplanung ist nur der stadtebauliche Begriff relevant.® Das Vergniigungsstatten-Konzept ent-
halt eine Klassifizierung nach

e Spiel (Spielhallen/Casinos und Wettbiros),

e Freizeit (Diskotheken, Multiplexkinos, Bowlingcenter, Billardclubs, Nachtlokale, Varietés, Nacht-/Tanz-
bars, Hochzeitsséle, Lasertag-Anlagen) und

o Erotik (Stripteaselokale, Videoshows, Sexkinos, Swingerclubs).

Vergniigungsstatten stoRen regelmalig auf Bedenken, denn sie kénnen Imageverluste, Nutzungskonflik-
ten mit stadtebaulich gewiinschten Nutzungen, negative Beeintrachtigungen des Ortsbildes durch ihre bau-
liche Gestaltung und sog. ,Trading-down*“-Effekte auslésen.

Das Vergnugungsstatten-Konzept hat innerhalb (der damals noch stehenden) Lahnhof-Passage und deren
Umfeld insgesamt 5 Vergnlgungsstatten verortet. Aufgrund des 2016 bereits absehbaren Abrisses der
Lahnhof-Passagen wurde hier keine tiefergehende Analyse dieses Bestandes durchgefiihrt. Es wurde nur

6 Stadt + Handel, Dortmund, und Plan und Praxis, Berlin, 03/2016

7 Weidmann (2011): Die stadtebauliche Steuerung von Vergniigungsstéatten. Vortrag beim vhw Seminar in Dortmund
am 11.01.2011; Vergnlgungsstatten-Konzept Wetzlar, Seite 6

8 Jeromin, Dr. Curt M. (1988): Die bauplanungsrechtliche Zulassigkeit von Vergniigungsstatten im Gemeindegebiet
(Ohne Ort); Vergniigungsstatten-Konzept Wetzlar, Seite 6

9 Bauplanungsrechtliche Regelungen kénnen sich von der gewerberechtlichen Beurteilung unterscheiden.
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festgestellt, dass sich die Lahnhof-Passage durch einen weit fortgeschrittenen Trading-Down-Prozess aus-
zeichnet und sie die ihr zugedachte Funktion als Einzelhandelsstandort nicht mehr wahrnehmen kann. 0

Der Standort der ehemaligen Lahnhof-Passage liegt wie der gesamte raumliche Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes Nr. 402 ,Bahnhofstrale” in der Innenstadt in der Abgrenzung des Integrierten Stadtent-
wicklungskonzeptes ISEK 2010. Fir die Innenstadt legt das Vergnigungsstatten-Konzept zwei Positivbe-
reiche fest, innerhalb derer Vergniigungsstatten der Unterart ,Spiel” zugelassen werden dirfen. AuRerhalb
dieser Positivbereiche sind nach den Empfehlungen der Gutachter Vergnigungsstatten konsequent aus-
zuschliel3en.

Die beiden Positivbereiche liegen in der Bahnhofstrale nordlich der Bannstrale (gegeniiber dem Forum
Wetzlar) und im Karl-Kellner Ring zwischen der Gloelstral3e/Brickenstralle und dem Abzweig der Stralle
Neustadt (nordlich des Karl-Kellner-Rings (ber die gesamte Abschnittslange, stidlich von der Briicken-
stralde bis zum Abzweig Langgasse).

10 Vergniigungsstatten-Konzept, Seite 35
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Abb. 11: Zulassigkeit von Vergniigungsstéatten der Unterart Spiel in der Innenstadt
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Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstral3e” liegt in einem Teil der Innen-
stadt, innerhalb dessen Vergnlgungsstatten der Unterart ,Spiel“ nicht zugelassen werden sollen. Hierbei
kommt es nicht darauf an, ob es sich um sonstige oder kerngebietstypische Vergnligungsstatten handelt. "

Ebenfalls nicht abwagungsrelevant sind die Bestimmungen des Hessischen Spielhallengesetzes.'? So ob-
liegt auch die Priifung, ob zwischen Spielhallen ein Mindestabstand von 300 m Luftlinie eingehalten wird,
der zustandigen Behdrde im Baugenehmigungsverfahren.

" Der Ubergang von einer sonstigen zu einer kerngebietstypischen Vergniigungsstétte liegt bei rd. 100 m? Nutzfliche.
2 Verkiindet als Artikel 1 des Gesetzes zur Anderung gliicksspielrechtlicher und anderer Vorschriften in Hessen vom
17. November 2022 (GVBI. S. 626).
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7 Innenentwicklung und Bodenschutz

Das Baugesetzbuch verfolgt spatestens seit der Einfihrung des beschleunigten Verfahrens fir Bebauungs-
plane der Innenentwicklung 2007 das Ziel, die Innenentwicklung in den Stadten und Gemeinden zu starken.
§ 1 Abs. 5 BauGB sieht vor, dass die stadtebauliche Entwicklung vorrangig durch MaRnahmen der Innen-
entwicklung erfolgen soll. In den erganzenden Vorschriften zum Umweltschutz wird daher in der Boden-
schutzklausel nach § 1a Abs. 2 BauGB in Satz 4 bestimmt, dass die Notwendigkeit der Umwandlung land-
wirtschaftlich oder als Wald genutzter Flachen begriindet werden soll. Dabei sollen Ermittlungen zu den
Mdoglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflachen, Ge-
baudeleerstand, Baullicken und andere Nachverdichtungsmdglichkeiten zahlen kdnnen. Fir die Bauleit-
planung bedeutet das, dass insbesondere in den Begriindungen zu Bauleitplanen darzulegen ist, dass die
Gemeinden Bemiihungen unternommen haben, vor der Neuinanspruchnahme von Flachen zunachst die
Maoglichkeiten der Innenentwicklung zu untersuchen und auszuschdpfen. Da im Zuge der vorliegenden
Planung keine Inanspruchnahme von landwirtschaftlich oder als Wald genutzten Fldchen im AuRenbereich
vorbereitet wird und der Bebauungsplan als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemal § 13a BauGB
ausdrucklich der Wiedernutzbarmachung von Flachen sowie einer stadtebaulichen Nachverdichtung in ei-
nem baulich und verkehrlich bereits erschlossenen Bereich dient, kann von einer weitergehenden Begrin-
dung abgesehen werden.

8 Beschleunigtes Verfahren

Fir Bebauungsplane, die der Wiedernutzbarmachung von Flachen, der Nachverdichtung oder anderen
MaRnahmen der Innenentwicklung dienen, hat der Gesetzgeber 2007 das beschleunigte Verfahren zur
Innenentwicklung eingefihrt. Die allgemeinen Anwendungsvoraussetzungen fir das beschleunigte Verfah-
ren sind gegeben, da der Bebauungsplan Nr. 402 ,BahnhofstraRe“ 6. Anderung die Wiedernutzbarma-
chung von Flachen durch eine stadtebauliche Neuordnung und Nachverdichtung in einem baulich und ver-
kehrlich bereits erschlossenen Bereich bzw. auf einer im geschlossenen Bebauungszusammenhang gele-
genen Flache zum Ziel hat. Das Verfahren nach § 13a BauGB ist darlber hinaus nur zuldssig, wenn eine
Grundflache von 20.000 m? nicht Gberschritten wird und wenn der Bebauungsplan kein Vorhaben vorbe-
reitet, fir das die Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung nach dem UVPG besteht.
Das beschleunigte Verfahren ist auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte fir eine Beeintréachtigung der
Erhaltungsziele oder des Schutzzwecks der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der europai-
schen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) bestehen.

Die nach der 6. Anderung des Bebauungsplanes zulassige Grundflache i.S.d. § 19 Abs. 2 BauNVO bleibt
mit rd. 14.800 m2 deutlich unterhalb des genannten Schwellenwertes von 20.000 m2. Dabei ist jedoch wei-
tergehend zu priifen, ob die vorliegende 6. Anderung des Bebauungsplanes i.S.d. § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1
BauGB in einem engen rdumlichen, sachlichen und zeitlichen Zusammenhang mit der rechtswirksamen 3.
Anderung bzw. 5. Anderung sowie der 4. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 402 ,Bahnhofstrale* zu
sehen ist und dann die Grundflachen dieser Bebauungsplane mitzurechnen waren. Sollte als Ergebnis
einer solchen Kumulation eine zuldssige Grundflache von insgesamt 20.000 m? bis weniger als 70.000 m?
festgesetzt sein, ware zunachst aufgrund einer Uberschlagigen Priifung unter Berlcksichtigung der in An-
lage 2 zum Baugesetzbuch genannten Kriterien zu priifen, ob der Bebauungsplan voraussichtlich keine
erheblichen Umweltauswirkungen hat, die nach § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB in der Abwagung zu berlcksich-
tigen waren (Vorprifung des Einzelfalls). Ein enger Zusammenhang ware dann gegeben, wenn eine Pla-
nung in mehrere Teilplanungen aufgeteilt wird, die aber letztlich auf ein Vorhaben zielen.
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Dies gilt jedoch nach der einschlagigen Kommentierung nicht fiir die Falle der im Stadtebau Ublichen ab-
schnittsweisen Planung und Realisierung von Projekten. Die abschnittsweise Realisierung gréRerer stad-
tebaulicher Vorhaben ist vielmehr auch fir Angebotsplanungen kennzeichnend und nicht von vornherein
als Unterlaufen der gesetzlichen Regelungen bezliglich des malfigeblichen Schwellenwertes zu sehen.
Hierbei ist von Bedeutung, dass die stadtebaulichen Zielsetzungen aller vorgenannten rechtswirksamen
Bebauungsplan-Anderungen auf die stadtebauliche Neuordnung und Aufwertung des gesamten Bahnhof-
quartiers abzielen, indem die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen fir die Umsetzung von einzelnen
gréReren Bauvorhaben geschaffen wurden. Hierbei handelt es sich jedoch nicht um ein grof3es untrennba-
res Einzelvorhaben, das technisch oder in sonstiger Weise bzw. mit gemeinsamen betrieblichen oder bau-
lichen Einrichtungen verbunden ist und auf demselben Betriebs- oder Baugelande liegt. Gegenstand ist
vielmehr jeweils die bedarfsorientierte Anpassung der bislang geltenden und mit ihren Festsetzungen den
Einzelvorhaben entgegenstehenden 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 402.

Hinsichtlich des raumlichen Zusammenhanges ist, unbeschadet der vorgenannten Ausfiihrungen, die
3. Anderung bzw. 5. Anderung des Bebauungsplanes zu betrachten, im Zuge derer die bauplanungsrecht-
lichen Voraussetzungen fur die Umsetzung des Wohn- und Geschéaftsgebdude MODUS 3.0 auf dem Ge-
lande des ehemaligen Kaufhauses Mauritius geschaffen wurden. Sofern die hier zuldssige Grundflache zu
der Grundflache der vorliegenden 6. Anderung hinzuzurechnen wére, wiirde sich eine zulassige Grundfla-
che von rd. 17.250 m? ergeben, der Schwellenwert von 20.000 m? bleibe deutlich unterschritten. Die 4.
Anderung des Bebauungsplanes im Bereich westlich der BahnhofstraRe zwischen Eduard-Kaiser-Stralte
und Gloelstral’e, wird raumlich klar durch den Verlauf der BahnhofstraRe getrennt. Darliber hinaus ist auch
hier entsprechend der vorgenannten Ausfiihrungen kein enger sachlicher und zeitlicher Zusammenhang
zu sehen. 3

Im Ergebnis handelt es sich bei den jeweiligen Einzelvorhaben und Bebauungsplan-Anderungen nicht um
Bestandteile einer einheitlichen stédtebaulichen MaRnahme, da keine gemeinsame Planung zugrunde
liegt. Dabei ist auch beachtlich, dass selbst eine umfassende Planung, die in Bauabschnitten realisiert wird,
nicht zwangslaufig fir eine Kumulation i.S.d. § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB spricht.

Dariiber hinaus bereitet der Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstrale“ 6. Anderung kein Vorhaben vor, fiir
das die Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung nach dem UVPG oder nach Landes-
recht besteht und es werden keine Schutzgebiete i.S.d. § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB beeintrachtigt. Auch
bestehen keine Anhaltspunkte dafir, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der
Auswirkungen von schweren Unfallen nach § 50 Satz 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) zu
beachten sind, sodass das beschleunigte Verfahren angewendet werden kann.

Im beschleunigten Verfahren gelten nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB die Vorschriften des vereinfachten
Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend. Im vereinfachten Verfahren wird von der
Umweltprufung nach § 2 Abs. 4 BauGB, dem Umweltbericht nach § 2a BauGB und von der Angabe nach
§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfligbar sind sowie von der
Durchfiihrung eines Monitorings nach § 4c BauGB abgesehen. Die Offentlichkeitsbeteiligung erfolgt durch
Auslegung des Bebauungsplan-Entwurfes nebst Begrindung nach § 3 Abs. 2 BauGB. Den berihrten Be-
hérden und sonstigen Tragern 6ffentlicher Belange wird nach § 4 Abs. 2 BauGB zeitgleich zur Offentlich-
keitsbeteiligung Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.

Gemal § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten in den Fallen des § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB Eingriffe, die
aufgrund der Aufstellung eines Bebauungsplanes zu erwarten sind, als i.S.d. § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB

3 Nachgetragen sei, dass die 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 402 ,Bahnhofstrale* aufgrund des Urteiles des
VGH vom 17.02.2023 unwirksam ist. Damit fehlt zu allen bisherigen Anderungen der fiir die Anwendung der Ku-
mulationsregel erforderliche zeitliche Zusammenhang.
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vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulassig, sodass ein Ausgleich fiir den durch den vorlie-
genden Bebauungsplan zulassigen Eingriff in Natur und Landschaft nicht erforderlich ist.

9 Stadtebauliche Konzeption

Die nachfolgenden Ausflhrungen basieren auf der Begrindung zum Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhof-
stralke“ 2. Anderung und beziehen sich daher auf das Gelande der ehem. Lahnhof-Passage. Inhaltlich
gelten sie fiir den entsprechenden Ausschnitt der Bebauungsplanes Nr. 402 ,BahnhofstraRe“ 6. Anderung
auch weiterhin.

Der dem Bebauungsplan Nr. 402 ,BahnhofstraRe“ 2. Anderung zugrundeliegende stadtebauliche Entwurf
baut auf den grundsatzlichen Uberlegungen der stadtebaulichen Rahmenkonzepte der Stadt Wetzlar auf
und wurde in enger Abstimmung mit den zustandigen Fachamtern der Stadt entwickelt. An der fir Wetzlar
wichtigen Nahtstelle zwischen der Bahnhofstrale und der Lahn soll ein lebendiges Wohnquartier mit rd.
230 Wohnungen und einem Parkhaus mit den erforderlichen Stellplatzen entstehen. Dabei werden die
wichtigsten Wegeverbindungen aufgenommen und in ihrer Funktion gestarkt. Die Kreuzung der Bahnhof-
strale mit der Eduard-Kaiser-Strafle wird Uber eine breite 6ffentliche Freifliche mit der Lahn verbunden.
Die Riickseite der Bestandsbebauung entlang der Bahnhofstral3e wird neu geordnet und aufgewertet. Zu-
sammen mit dem Rad- und FuRweg entlang der Lahn entsteht ein vielfaltig nutzbares Freiraumkonzept.

Abb. 12: Lageplan (Variante 15D)

BLFP Frielinghaus Rohrbach Architekten Ausschnitt genordet, ohne Malstab

Die Bebauung ist durchgehend viergeschossig mit einem zurtickspringenden Staffelgeschoss geplant und
orientiert sich an dem stadtebaulichen Umfeld des Bestandes an der Bahnhofstrae und der neueren Be-
bauung an der Inselstralle. Die drei Solitdre an der Lahn sind zeichenhaft erhdht und stehen sichtbar fiir
den stadtebaulichen Neubeginn des Bahnhofsquartiers. Die Baukoérper korrespondieren dabei mit der
ebenfalls achtgeschossigen Eckbetonung der Neubebauung Bahnhofstrale/Ecke Eduard-Kaiser-Stral3e.
Das Parkhaus an der norddstlichen Grundstiicksseite schirmt die geplante Bebauung vor den Emissionen
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der Hochstral’e ab. Die geplante Bebauung ist mit Ausnahme kleiner Laden und Cafés entlang der Verbin-
dung von der Bahnhofstralte zur Lahn dem Wohnen und sonstigen, in einem Urbanen Gebiet i.S. § 6a
BauNVO zulassigen Nutzungen gewidmet.

Neben den traditionellen Wohnungstypologien kénnen bedarfsorientiert auch neuere Wohnformen, wie z.B.
Wohngemeinschaften, altersgerechte Wohnformen oder Boardinghouse-Konzepte, vorgesehen werden,
die den sich andernden Bedirfnissen der Bevolkerung gerecht werden. Die nachfolgenden Visualisierung
verdeutlicht beispielhaft das geplante Vorhaben vor der Lahn ausgesehen.'*

Abb. 13: Visualisierung Ansicht Lahn

emptyform // Peter Tjie

In Erganzung zur bereits vorhandenen und geplanten Umgebungsbebauung soll im Sinne einer stadtebau-
lichen Nachverdichtung auf der bis vor wenigen Jahren annahernd vollversiegelten Flache der ehemaligen
Lahnhof-Passagen somit ein modernes Stadtquartier mit einer Bebauung entstehen, die hinsichtlich ihrer
Kubatur und Héhenentwicklung auch der klaren Raum- und Adressbildung dient. Hierdurch wird ein weite-
rer wesentlicher Beitrag zur baulichen Innenentwicklung und Nachverdichtung auf einer gewerblichen Kon-
versionsflache geleistet.

Fir das Anwesen Spinnereistralle 6 liegt seitens des Eigentimers kein Konzept flir eine Neubebauung
vor. Sowohl das Anwesen Spinnereistralle 6 als auch das Anwesen Spinnereistral’e 20 (DLRG) bietet sich
fur eine Uber die Bestandsbebauung hinausgehend mehrgeschossige Bebauung an, die die urbane Neu-
bebauung des Lahnhofes fortfiihrt und die im Einklang mit den stadtebaulichen Zielen der zuvor aufgestell-
ten stadtebaulichen Konzepte steht. Der Bebauungsplan Nr. 402 ,BahnhofstraBe® 6. Anderung stellt hier
eine reine Angebotsplanung dar, die auszufillen dem Grundsticks-eigentiimer / der Grundstiickseigenti-
merin obliegt.

Das DLRG-Gelande befindet sich im Eigentum der Stadt Wetzlar. Angestrebt wird hier eine Bebauung, die

die wesentlichen Eckpunkte der Neubebauung der ehem. Lahnhofes aufgreift und der exponierten Lage
gerecht wird.

4 Das Parkhaus mit angebautem Wohnhaus und die drei Kranh&user sind gebaut und werden bereits bestimmungs-
gemal genutzt (Abb. 12 Gebaude A, E, F und G).
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10 Inhalt und Festsetzungen

Gemal § 1 Abs. 5 BauGB sollen Bauleitpléane eine nachhaltige stadtebauliche Entwicklung, die die sozia-
len, wirtschaftlichen und umweltschiitzenden Anforderungen auch in Verantwortung gegeniiber kiinftigen
Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialge-
rechte Bodennutzung gewahrleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwirdige Umwelt zu sichern,
die natlrlichen Lebensgrundlagen zu schitzen sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung insbeson-
dere auch in der Stadtentwicklung zu férdern und die stadtebauliche Gestalt und das Orts- und Land-
schaftsbild baukulturell zu erhalten und weiter zu entwickeln. Zur Ausflihrung dieser Grundnormen und zur
Sicherung der angestrebten stadtebaulichen Ordnung sind in Ausflihrung des § 1 Abs. 3 BauGB die im
Folgenden erlauterten zeichnerischen und textlichen Festsetzungen in den Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahn-
hofstraRe“ 6. Anderung aufgenommen worden.

10.1 Art der baulichen Nutzung

Im Zuge der vorliegenden 6. Anderung des Bebauungsplanes wird die Festsetzung eines Kerngebietes
entlang der Bahnhofstrale beibehalten. Fir den Uberwiegenden Bereich, der bislang als Mischgebiet fest-
gesetzt ist, wird die Art der baulichen Nutzung in Urbanes Gebiet umgewidmet. Zwar ware die von der
Stadt Wetzlar sudlich der Spinnereistralle geplante Bebauung auch in einem Mischgebiet allgemein zulas-
sig, jedoch zeichnen sich Mischgebiete regelmaRig durch ein ausgewogenes Nebeneinander von Wohnen
und nicht stdrendem Gewerbe aus. Vorgesehen sind Uberwiegend Wohnnutzungen, so dass die Voraus-
setzungen flr die Beibehaltung des Mischgebietes aus dem Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstraflse” 1.
Anderung fehlen.

10.1.1Urbanes Gebiet

Der Bebauungsplan Nr. 402 ,BahnhofstralRe* 6. Anderung weist fir die Flachen siidlich der Spinnereistralie
Urbanes Gebiet i.S. § 6a BauNVO aus. Die Baugebietskategorie wurde im Zuge der Novellierung des
Stadtebaurechtes 2017 in die Baunutzungsverordnung aufgenommen. Der wesentliche Unterschied zu ei-
nem Mischgebiet ist, dass in einem Urbanen Gebiet zuldassigen Hauptnutzungsarten nicht gleichgewichtig
sein mussen.

Urbane Gebiete dienen nach § 6a Abs. 1 BauNVO dem Wohnen sowie der Unterbringung von Gewerbe-
betrieben und sozialen, kulturellen und anderen Einrichtungen, die die Wohnnutzung nicht wesentlich st6-
ren. Gemaf § 6a Abs. 2 BauNVO sind in Urbanen Gebieten allgemein zulassig:

- Wohngebaude,
- Geschafts- und Burogebdude,
- Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

- sonstige Gewerbebetriebe,

- Anlagen fiir Verwaltungen sowie fiir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.
Ausnahmsweise kdnnen gemal § 6a Abs. 3 BauNVO zugelassen werden:

- Vergnugungsstatten, soweit sie nicht wegen ihrer Zweckbestimmung oder ihres Umfangs nur in Kerngebieten
allgemein zulassig sind,

- Tankstellen.
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Hinzu kommen gemaR § 13 BauNVO Gebaude und Raume fir freie Berufe, d.h. fir die Berufsausiibung
freiberuflich Tatiger und solcher Gewerbetreibender, die ihren Beruf in ahnlicher Art austiben.

Nach § 13a BauNVO zahlen auch Ferienwohnungen, die dem Freizeitwohnen dienen und gegen Entgelt
vorubergehend als Unterkunft zur Verfligung gestellt werden, zu den Gewerbebetrieben nach § 6a Abs. 2
Nr. 4 BauNVO gezahlt. Ferienwohnungen sind zur Begriindung einer eigenen Hauslichkeit auf Zeit geeig-
net und bestimmt. Hierin liegt der wesentliche Unterschied zu Beherbergungsbetrieben. Beherbergungs-
betriebe sind alle Betriebe, die einem standig wechselnden Kundenkreis gegen Entgelt voribergehend
Ubernachtungsméglichkeiten, vielfach mit ergdnzendem Dienstleitungsangebot, iiberlassen. Je nach Bet-
tenzahl und ergédnzendem Dienstleistungsangebot kénnen Betriebe des Beherbergungsgewerbes auch in
den Obergeschossen gemischt genutzter Gebaude eine ,Unruhe” erzeugen, die mit dem stadtebaulichen
Ziel der Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bevdlkerungsstrukturen i.S. § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB nicht
vereinbar sind. 15 16

Aus stadtebaulichen Grinden setzt der Bebauungsplan fest, dass die im Urbanen Gebiet nach § 6a Abs. 3
BauNVO ausnahmsweise zuldssigen Vergnigungsstatten und Tankstellen sowie alle Arten von Einrich-
tungen und Betrieben, die auf den Verkauf eines erotischen Warensortimentes und auf Darbietungen oder
Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet sind, unzulassig sind. Der Ausschluss entspricht dem
Ziel, innerhalb des raumlichen Geltungsbereiches keine Nutzungen zuzulassen, die der angestrebten stad-
tebaulichen Qualitat entgegenstehen. Mit dem Ausschluss von Vergniigungsstatten sowie sonstigen ein-
schlagigen Nutzungen sollen stadtebauliche Negativwirkungen und sonstige Beeintrachtigungen des Orts-
und StralRenbildes am Stadteingang sowie im Nahbereich zum Hauptgeschaftszentrum und zu Uberdrtli-
chen Verkehrswegen ausgeschlossen werden. Zur Begrindung des Ausschlusses von Vergnigungsstat-
ten kann dariber hinaus ausgefiihrt werden, dass unter Vergniigungsstatten in Anlehnung an die einschla-
gige Literatur und Rechtsprechung zunachst gewerbliche Nutzungsarten verstanden werden kdnnen, die
sich in unterschiedlicher Auspragung (z.B. Amusierbetriebe, Diskotheken, Spielhallen) unter Ansprache
des Spiel-, Geselligkeits- oder Sexualtriebs einer bestimmten gewinnbringenden und vorwiegend freizeit-
bezogenen Unterhaltung widmen. Hiermit verbunden sind jedoch oftmals stadtebauliche Negativwirkun-
gen, zu denen stadtebauliche und sonstige Beeintrachtigungen des Orts- und StralRenbildes, durch rdum-
liche Konzentrationen, vielfach als aufdringlich empfundene Aulenwerbung oder durch bauliche Abschot-
tung und mangelnde Integration, also durch das optische Erscheinungsbild und die Prasenz im &ffentlichen
Raum, zahlen kénnen. Derartige Auswirkungen sollen daher bereits auf Ebene der verbindlichen Bauleit-
planung ausgeschlossen werden. Hierdurch wird auch den im ISEK und im Rahmenplan BahnhofstralRe
sowie im Vergniigungsstatten-Konzept der Stadt Wetzlar formulierten Inhalten und Zielen zur Entwicklung
und Aufwertung des Bahnhofsquartiers entsprochen.

Ausweislich seiner Begriindung war schon die Aufstellung des Ursprungsbebauungsplanes mafgeblich
dadurch veranlasst, Vergnligungsstatten innerhalb des Mischgebietes auszuschlieRen.'” Folgerichtig muss
auch im Rahmen der Anderung eines Teilbereiches sichergestellt werden, dass die stadtebaulichen Ziel-
vorstellungen, die flr das Gesamtgebiet gelten sollten und weiterhin gelten sollen, auch in dessen Teilbe-
reichen gewahrt werden.

Wie bereits angedeutet, gehdren auch Diskotheken zu den in einem Urbanen Gebiet ausnahmsweise zu-
lassige Nutzungen. In den Gebaudekomplex Spinnereistralie 6 ist eine Diskothek vorhanden, die aber ak-
tuell nicht betrieben wird. Die 1989 erdffnete Diskothek ,Max“ hatte einen Uber die Stadt Wetzlar

5 Ein ,Boardinghaus* ist eine Ubergangsform zwischen Wohnnutzung und Beherbergungsbetrieb. Der Begriff ist bau-
planungsrechtlich nicht definiert. Die Zuordnung héngt daher von den Umstanden des Einzelfalles ab.

16 Unter den Ausschluss fallen auch Beherbergungsbetriebe i.S. § 13a Satz 2 BauNVO.

17 Als Mischgebiet ausgewiesen sind die in Abbildung 2 auf Seite 7 ablesbaren Teilbaugebiete Ifd. Nr. 1-3. Soweit sie
im rdumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 402 ,Bahnhofstrae” 6. Anderung liegen, wird die bishe-
rige Art der baulichen Nutzung erst mit Inkrafttreten der 6. Anderung ersetzt.
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hinausgehenden Einzugsbereich.'® Soweit noch baurechtlicher Bestandsschutz besteht, wird dieser, un-
abhangig der Frage, welches Baugebiet zur Ausweisung gelangt, durch die Aufstellung des Bebauungs-
planes Nr. 402 ,Bahnhofstralie“ 6. Anderung nicht aufgehoben.

10.1.2 Kerngebiet

Der Bebauungsplan setzt entsprechend den bisherigen Festsetzungen der 1. Anderung des Bebauungs-
planes Nr. 402 von 2013 entlang der Bahnhofstralte auch kinftig Kerngebiet gemal § 7 BauNVO fest.
Kerngebiete dienen geman § 7 Abs. 1 BauNVO vorwiegend der Unterbringung von Handelsbetrieben sowie
der zentralen Einrichtungen der Wirtschaft, der Verwaltung und der Kultur. Allgemein zulassig sind gemaf
§ 7 Abs. 2 BauNVO:

- Geschéfts-, Biro- und Verwaltungsgebaude,

- Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des Beherbergungsgewerbes und Vergni-
gungsstatten,

- sonstige nicht wesentlich storende Gewerbebetriebe,

- Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke,

- Tankstellen im Zusammenhang mit Parkhausern und Grofgaragen,

- Wohnungen fiir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fiir Betriebsinhaber und Betriebsleiter,

- sonstige Wohnungen nach MaRRgabe von Festsetzungen des Bebauungsplans.

Hinzu kommen gemaR § 13 BauNVO Gebaude und Raume fir freie Berufe, d.h. fir die Berufsausiibung
freiberuflich Tatiger und solcher Gewerbetreibender, die ihren Beruf in &hnlicher Art auslben.

Aus stadtebaulichen Grinden setzt der Bebauungsplan fest, dass im Kerngebiet Vergnigungsstatten, de-
ren Zweckbestimmung die kommerzielle Nutzung von Glicksspielen bzw. entsprechenden Unterhaltungs-
geraten oder die Erzielung von Gewinn durch Wetten ist, sowie alle Arten von Einrichtungen und Betrieben,
die auf den Verkauf eines erotischen Warensortimentes und auf Darbietungen oder Handlungen mit sexu-
ellem Charakter ausgerichtet sind, unzuldssig sind. Zur stadtebaulichen Begrindung des Ausschlusses
wird auf die vorgenannten Ausfuhrungen zum Ausschluss entsprechender Nutzungen im Urbanen Gebiet
verwiesen, die gleichermallen fiir das Kerngebiet gelten.

10.2 MaR der baulichen Nutzung

Bei der Festsetzung des Males der baulichen Nutzung im Bebauungsplan sind gemal § 16 Abs. 3
BauNVO stets die Grundflachenzahl oder die GroRe der Grundflachen der baulichen Anlagen und die Zahl
der Vollgeschosse oder die Héhe baulicher Anlagen zu bestimmen, wenn ohne ihre Festsetzung 6ffentliche
Belange, insbesondere das Orts- und Landschaftsbild, beeintrachtigt werden kdnnen. Zum Maf} der bauli-
chen Nutzung werden fir das Urbane Gebiet und das Kerngebiet die Grundflachenzahl, die Geschossfla-
chenzahl sowie die Zahl der zulassigen Vollgeschosse bestimmt. DarUber hinaus werden Festsetzungen
zur Begrenzung der Héhenentwicklung baulicher Anlagen im Urbanen Gebiet getroffen.

8 Nach einer Veroffentlichung in der Regionalpresse vom 17.02.2023 sollte in das Geb&ude eine , Technodisco® ein-
ziehen. In dem Artikel fettgedruckt steht u.a. ,Grof3stadtgefiihl nach Wetzlar holen®. Ob auf3er der angekiindigten
ersten Party weitere Veranstaltungen stattgefunden haben ist nicht bekannt.
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Grundflachenzahl

Die Grundflachenzahl gibt an, wie viel Quadratmeter Grundflache je Quadratmeter Grundstiicksflache i.S.d.
§ 19 Abs. 3 BauNVO zulassig sind. Die zulassige Grundflache ist der Teil des Baugrundstiickes, der von
baulichen Anlagen Uberdeckt werden darf. Der Bebauungsplan setzt fur das Urbane Gebiet eine Grundfla-
chenzahl von GRZ = 0,6 fest. Die Festsetzung ermoglicht eine zweckentsprechende Bebauung, die durch
die festgesetzten lberbaubaren Grundsticksflachen raumlich konkretisiert wird und in ihrer stadtebauli-
chen Dichte der Lage und dem Umfeld des Plangebietes gerecht wird. Fiir das Kerngebiet wird entspre-
chend den bisherigen Festsetzungen der 1. Anderung des Bebauungsplanes von 2013 und den Obergren-
zen gemal § 17 Abs. 1 BauNVO eine Grundflachenzahl von GRZ = 1,0 festgesetzt.

Gemal § 19 Abs. 4 BauNVO sind bei der Ermittlung der Grundflache die Grundflachen von Garagen und
Stellplatzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO sowie von baulichen Anlagen unterhalb
der Gelandeoberflache, durch die das Baugrundstiick lediglich unterbaut wird, mitzurechnen. Die zulassige
Grundflache darf durch die Grundflachen dieser Anlagen regelmaflig um bis zu 50%, hdchstens jedoch bis
zu einer Grundflachenzahl von 0,8, tberschritten werden. Der Bebauungsplan setzt fest, dass im Urbanen
Gebiet die zulassige Grundflache durch die Grundflachen von Erschlieungswegen und Nebenanlagen
i.S.d. § 14 BauNVO bis zu einer maximalen Grundflachenzahl von GRZ = 0,9 Uberschritten werden darf.
Begrindet wird dies durch den Grad der vorgefundenen Versiegelung und ausgeglichen durch die Fest-
setzungen zur Dachbegriindung und Anpflanzung von Laubbaumen.

Geschossflachenzahl

Die Geschossflachenzahl gibt an wie viel Quadratmeter Geschossflache je Quadratmeter Grundstuicksfla-
che i.S.d. § 19 Abs. 3 BauNVO zulassig sind. GemalR § 20 Abs. 3 Satz 1 BauNVO ist die Geschossflache
nach den AuRenmaflen der Gebadude in allen Vollgeschossen zu ermitteln. Flachen von Aufenthaltsraumen
in Geschossen, die keine Vollgeschosse i.S.d. § 2 Abs. 5 HBO sind, werden nicht angerechnet.

Der Bebauungsplan setzt in Anlehnung an die Orientierungswerte fiir die Bestimmung des Males der bau-
lichen Nutzung gemaf § 17 Abs. 1 BauNVO flir das Urbane Gebiet eine Geschossflachenzahl von GFZ =
3,0 fest. Die Festsetzung ermdglicht eine zweckentsprechende Bebauung, die in ihrer staddtebaulichen
Dichte der Lage und dem Umfeld des Plangebietes gerecht wird. Fiir das Kerngebiet wird entsprechend
den bisherigen Festsetzungen der 1. Anderung des Bebauungsplanes von 2013 eine Geschossflachenzahl
von GFZ = 4,0 festgesetzt, die somit oberhalb des Orientierungswertes vom GFZ = 3,0 gemall § 17 Abs.
1 BauNVO liegt.

Die heutigen Orientierungswerte entsprechen den bis 2021 geltenden Obergrenzen. Gemal § 17 Abs. 2
BauNVO a.F. galt, dass die Orientierungswerte aus stadtebaulichen Griinden tberschritten werden dirfen,
wenn die Uberschreitung durch Umstande ausgeglichen ist oder durch MaRnahmen ausgeglichen wird,
durch die sichergestellt ist, dass die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhalt-
nisse nicht beeintrachtigt werden und nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden. Die
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhéltnisse werden vorliegend dadurch gewahrt, dass zwar
die Vorschriften der Hessischen Bauordnung (HBO) im Hinblick auf die Abstandsbestimmungen der Ge-
baude uneingeschrankt fortgelten, fir das Kerngebiet aber ohnehin eine geschlossene Bauweise i.S.d. §
22 Abs. 3 BauNVO festgesetzt wird. Negative Auswirkungen auf die Umwelt kdnnen vermieden werden,
da sich die Uberschreitung der Geschossflachenzahl im Wesentlichen auf die bereits bestehende Bebau-
ung in zentraler Lage des Hauptgeschaftszentrums entlang der Bahnhofstralle bezieht und im direkten
rickwartigen Bereich mit dem Ruckbau der Lahnhof-Passagen und der hier geplanten Platzgestaltung in
Verbindung mit einer grinordnerischen Gestaltung eine deutliche Verbesserung erzielt wird.
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Zahl der Vollgeschosse

Die Hessische Bauordnung (HBO) definiert den Vollgeschossbegriff zundchst wie folgt:

Geschosse sind oberirdische Geschosse, wenn ihre Deckenoberkanten im Mittel mehr als 1,40 m (ber die
Gelédndeoberfldche hinausragen, sonst sind sie Kellergeschosse. Hohlrdume zwischen der obersten Decke und
der Bedachung, in denen Aufenthaltsrdume nicht méglich sind, sind keine Geschosse. Vollgeschosse sind ober-
irdische Geschosse, die eine Hé6he von mindestens 2,30 m haben. Ein gegenliber mindestens einer Aulenwand
des Gebdudes zurlickgesetztes oberstes Geschoss (Staffelgeschoss) und ein Geschoss mit mindestens einer
geneigten Dachflache ist ein Vollgeschoss, wenn es diese H6he (iber mehr als drei Viertel der Brutto-Grundfla-
che des darunter liegenden Geschosses hat. Die Héhe der Geschosse wird von Oberkante RohfuBboden bis
Oberkante RohfulBboden der dariiber liegenden Decke, bei Geschossen mit Dachfldchen bis Oberkante der
Tragkonstruktion gemessen. Untergeordnete Aufbauten liber Dach und untergeordnete Unterkellerungen zur
Unterbringung von maschinentechnischen Anlagen fiir die Gebdude sind keine Vollgeschosse. Dachgeschosse
sind Geschosse mit mindestens einer geneigten Dachflédche.

Der Bebauungsplan setzt flir das Urbane Gebiet die maximale Zahl der Vollgeschosse entsprechend der
hier vorgesehenen Bebauung durch Eintrag in der Planzeichnung raumlich differenziert auf ein Mal3 von Z
= IV bis Z = VIl fest. Fur das Kerngebiet wird die Zahl der Vollgeschosse entsprechend den bisherigen
Festsetzungen der 1. Anderung des Bebauungsplanes von 2013 auf ein MaR von Z = |-V festgesetzt,
sodass entlang der Bahnhofstralie eine Bebauung mit mindestens zwei- und hochstens vier Vollgeschos-
sen zulassig sind.

Festsetzungen zur Hohenentwicklung

In den Bebauungsplan wurden Festsetzungen aufgenommen, um die im Urbanen Gebiet vorgesehene
Bebauung in ihrer maximalen Hohenentwicklung eindeutig begrenzen zu kénnen. Die maximal zulassige
Geb&udeoberkante wird durch Eintrag in der Planzeichnung und mittels Baugrenzen differenziert festge-
setzt.

Die Festsetzungen folgen im Bereich der ehem. Lahnhof-Passage dem stadtebaulichen Entwurf, Kapitel 7.
Fir das Anwesen Spinnereistral’e 6 und das DLRG-Gelande wird die H6he des Baufeldes A als Bezugs-
punkt gesetzt. Die festgesetzte Hohe von 168 m Uber NN entspricht einer Héhe von rd. 15 m Uber der
Oberkante Spinnereistralie. Die zulassige Zahl von 4 Vollgeschossen kann damit unschwer realisiert wer-
den.

10.3 Bauweise und liberbaubare Grundstiicksflache

Fir das Urbane Gebiet wird keine Bauweise i.S.d. § 22 BauNVO festgesetzt. Diese ergibt sich somit ab-
schlielend aus der tberbaubaren Grundstiicksflache in Verbindung mit den Abstandsbestimmungen der
HBO. Fiir das Kerngebiet wird entsprechend den bisherigen Festsetzungen der 1. Anderung des Bebau-
ungsplanes von 2013 eine geschlossene Bauweise i.S.d. § 22 Abs. 3 BauNVO festgesetzt, sodass im
Bereich des Hauptgeschaftszentrums entlang der Bahnhofstralle auch kinftig eine durchgehende Bebau-
ungsstruktur ohne seitlichen Grenzabstand bauplanungsrechtlich gesichert wird.

Die Festsetzung der liberbaubaren Grundstiicksflachen erfolgt durch Baugrenzen, bis an die gebaut wer-
den kann und Uber die hinaus mit den Hauptgebauden grundséatzlich nicht gebaut werden darf. Bei Kon-
kurrenz von Grundflachenzahl und Uberbaubarer Grundstiicksflache gilt die jeweils engere Festsetzung.
Die Uiberbaubaren Grundstlcksflachen im Urbanen Gebiet orientieren sich an der vorgesehenen Bebau-
ung. Die Baukdrper der drei Solitdrgebaude an der Lahn sind dabei so vorgesehen, dass diese ab dem 3.
Obergeschoss in Richtung des Lahnuferweges auskragen, wahrend darunter die Ausweisung und Schaf-
fung offentlicher Flachen in Erweiterung des Rad- und Gehweges und der Lahnpromenade erfolgen soll.
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Im Bebauungsplan werden daher Verkehrsflachen mit der besonderen Zweckbestimmung festgesetzt. Mit
den nach der Hohe differenzierten Festsetzungen wird der besonderen Architektur und Kubatur der Be-
bauung im Bereich, die sich unmittelbar im Bereich der neugeplanten Durchwegung und Platzgestaltung
zwischen BahnhofstraBe und Lahnuferweg befindet, Rechnung getragen. Bei den Anwesen Spin-
nereistrale 6 und dem DLRG-Gelande handelt es sich um eine reine Angebotsplanung, so dass hier eine
Differenzierung ausscheidet. Hier wird daher im Rahmen des Baufeldes nach Malkigabe der Vorgaben des
Bebauungsplanes zum Mal der baulichen Nutzung eine freiere Stellung der Gebaudekubaturen ermdg-
licht.

Ferner wird festgesetzt, dass die Baugrenzen im Urbanen Gebiet durch Balkone, Loggien und Erker bis zu
einer Tiefe von 1,50 m Uberschritten werden dirfen, sofern die Uberschreitung auf héchstens 50% der
jeweiligen Gebaudefront bzw. des jeweiligen Fassadenabschnittes beschrankt ist. Mit den festgesetzten
Baugrenzen wird somit die Bildung einer klaren Raumkante vorgegeben, gleichzeitig werden jedoch Uber-
schreitungen in vertraglichem Umfang zugelassen.

Gemal § 23 Abs. 5 BauNVO gilt, dass auf den nicht Uberbaubaren Grundsticksflachen Nebenanlagen
i.S.d. § 14 BauNVO nach Maligabe der Festsetzungen des Bebauungsplanes zugelassen werden kénnen.
Das gleiche gilt fir bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den Abstandsflachen zulassig sind
oder zugelassen werden kdnnen. Der Bebauungsplan setzt diesbeziiglich fest, dass im Urbanen Gebiet
aufderhalb der Uberbaubaren Grundstlicksflichen Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO, Abstellplatze flr
Fahrrader und Millsammelbehalter, ErschlieBungswege sowie Spiel- und Aufenthaltsplatze zulassig sind.
Zudem wird festgesetzt, dass im Urbanen Gebiet Pkw-Stellplatze aulerhalb der Uberbaubaren Grund-
sticksflachen nur innerhalb der hierfur festgesetzten und bezeichneten Flachen zuldssig sind.

10.4 Verkehrsflachen

Der Bebauungsplan setzt im Bereich der ehem. Lahnhof-Passage Verkehrsflachen besonderen Zweckbe-
stimmungen ,Aufenthaltsbereich” sowie ,Verkehrsberuhigter Bereich“ und ,,Fufdgéngerbereich mit Radweg*
fest. Weitergehende Verkehrsflachen zur Sicherung der verkehrlichen ErschlieBung sind nicht erforderlich,
da die Zufahrt zum Plangebiet ausgehend von der Spinnereistral’e im Norden Uber eine Grundstlickszu-
fahrt in das Urbane Gebiet erfolgen kann.

Mit dem vorgesehenen ,Aufenthaltsbereich und dem ,FulRgangerbereich mit Radweg* wird den bereits im
ISEK und im Rahmenplan Bahnhofstrafde formulierten Zielen zur weiteren Entwicklung und Aufwertung des
Bahnhofsquartiers entsprochen und die Herstellung von weitldufigen 6ffentlichen Bereichen mit Aufent-
haltsqualitat in Verbindung der Bahnhofstralle mit dem Lahnuferweg und der Lahn bauplanungsrechtlich
vorbereitet und gesichert. Auch mit dem vorgesehenen verkehrsberuhigten Bereich wird die Herstellung
von entsprechend zu gestaltenden und in ihrer Funktion klar definierten Verkehrsflachen vorgegeben. Be-
sondere Bedeutung kommt schlie8lich der kiinftigen Gestaltung des Rad- und FuRweges an der Lahn zu,
da es sich hierbei um den Verlauf des stark frequentierten Hessischen Radfernweges R7 handelt und im
Zuge der vorgesehenen Planungen gerade auch der Nahbereich zur Lahn funktional und gestalterisch
aufgewertet und starker in den Stadtgrundriss eingebunden und mit dem Umfeld verknupft werden soll. Die
kunftige Aufteilung und Gestaltung der jeweiligen Verkehrsflachen mit den zugehdérigen Strallenrdumen
und Aufenthaltsbereichen sowie des Lahnuferweges ist Gegenstand entsprechender ErschlieRungspla-
nungen und wird auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung bewusst nicht weitergehend vorgegeben.
Hierdurch wird fur die neu zu anzulegenden 6ffentlichen Bereichen und Verkehrsflachen eine hinreichende
Flexibilitdt im spateren Vollzug des Bebauungsplanes gewahrt.

Das Anwesen Spinnereistra’e 6 wird unmittelbar von der Spinnereistral’e aus erschlossen. Auch das
DLRG-Gelande hat einen direkten StralRenanschluss. Im Bereich der beiden Anwesen werden die im
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Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstrale 1. Anderung ausgewiesenen 6ffentlichen Verkehrsflachen zu-
rickgenommen. Damit wird eine Uber den baurechtlichen Bestandsschutz hinausgehende Bebauung erst-
mals zulassig.

1 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften

Alle baulichen MaRnahmen tragen in der Wahl ihrer Gestaltung grundsétzlich dazu bei, die baugeschicht-
liche Bedeutung, die erhaltenswerte Eigenart und somit auch die ldentitat der gewachsenen Siedlungs-
strukturen zu bewahren und zu starken. Auf der Grundlage der Ermachtigung des § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m.
§ 91 Abs. 1 und 3 HBO sind daher bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften in den Bebauungsplan
Nr. 402 ,BahnhofstraRe“ 6. Anderung aufgenommen worden. Gegenstand sind die Dachgestaltung und die
Gestaltung und Ausflihrung von Werbeanlagen sowie von Abfall- und Wertstoffbehaltern.

11.1 Dachgestaltung und Dachaufbauten

Der Bebauungsplan beinhaltet Vorgaben zur Dachgestaltung und setzt fest, dass im Urbanen Gebiet aus-
schliellich flach geneigte Dacher mit einer Neigung von maximal 5° zuldssig sind. Die Verwendung von
spiegelnden Materialien zur Dacheindeckung ist unzulassig; die Zulassigkeit von Anlagen zur Nutzung so-
larer Strahlungsenergie bleibt unberuhrt. Zudem sind im Urbanen Gebiet die Dachflachen des obersten
Geschosses von Gebauden oder Gebaudeteilen mit flach geneigten Dachern zu einem Anteil von mindes-
tens 50 % in extensiver Form fachgerecht und dauerhaft zu begriinen. Schlie3lich wird festgesetzt, dass
auf den Dachflachen Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie mit aufgestanderten Solarmodulen
nur zulassig sind, wenn der Abstand von den Gebaudefassaden mindestens dem 1,5-fachen der maxima-
len Hbhe der Anlage oberhalb der Dachflache entspricht. Die Vorschriften sollen vor dem Hintergrund der
innerodrtlichen und stadtraumlich exponierten Lage des Plangebietes zur Gestaltung des StralRen- und Orts-
bildes beitragen und negative Auswirkungen hierauf verhindern.

11.2 Werbeanlagen

Mit der Zulassigkeit gewerblicher Nutzungen geht regelmafig auch das Erfordernis auf Selbstdarstellung
einher. Werbeanlagen koénnen sich als haufigem Wandel unterliegende Elemente der Stadtméblierung und
Stadtgestalt jedoch auch negativ auf das Stralen- und Ortsbild auswirken. Insbesondere die innerértliche
und stadtrdumlich exponierte Lage des Plangebietes sowie die ausdriicklich angestrebte stadtebauliche
Aufwertung im Bereich des Bahnhofquartiers begriinden die Aufnahme von Vorgaben zur Gestaltung und
Beschrankung der Zuldssigkeit von Werbeanlagen. Der Bebauungsplan bestimmt daher, dass Werbeanla-
gen an Gebauden die jeweilige AuRenwandhdéhe nicht Uberschreiten dirfen. Selbstleuchtende Werbean-
lagen sowie Werbeanlagen mit wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht sind unzulassig. Die maxi-
male GrélRe der Werbeflachen von Werbetafeln betragt jeweils 5,0 m?. Fremdwerbung ist ausnahmsweise
zulassig und nur dann, wenn es sich hierbei um Werbung fiir im Kerngebiet oder Urbanen Gebiet erbrachte
Leistungen oder Angebote handelt.

Mit den Festsetzungen wird dem Gebietscharakter des Urbanen Gebietes und des Kerngebietes entspro-
chen, da Werbeanlagen grundsatzlich zugelassen werden, diese aber in ihrer Gestaltung das Erschei-
nungsbild des Hauptgeschaftszentrums entlang der Bahnhofstrale sowie auch das im Urbanen Gebiet
zuldssige Wohnen nicht beeintrachtigen und der geplanten Aufwertung insgesamt nicht zuwiderlaufen. Ne-
ben dem Schutz des Wohnens in urbaner Lage wurden insbesondere grof3formatige Fremdwerbeanlagen
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das Erscheinungsbild des Standortbereiches in der Aufienwirkung in negativer Art und Weise pragen und
wesentlich storend auf das Umfeld einwirken. Daher wird das Ziel der stadtebaulichen Aufwertung, Attrak-
tivierung und Belebung des zentralen Innenstadtbereichs insbesondere durch Wohnnutzungen sowie be-
gleitet durch MalRnahmen des Stadtumbaus in Verbindung mit einer Aufwertung des Lahnuferweges und
offentlicher Aufenthaltsflachen héher gewichtet, als das Interesse an weitgehend ungesteuerten Maoglich-
keiten zur Werbung fir Angebote, Produkte und Dienstleitungen. Hierfur spricht auch die rdumliche Nahe
zum Verlauf der HochstralRe der Uberdrtlichen Bundesstrale B 49.

11.3 Abfall- und Wertstoffbehélter

Der im Zuge von Wohnnutzungen und gewerblichen Nutzungen erforderliche Umfang an Abfall- und Wert-
stoffbehaltern wirkt sich oftmals negativ auf das StralRen- und Ortsbild aus. Der Bebauungsplan bestimmt
daher, dass im Urbanen Gebiet die Standflachen fur Abfall- und Wertstoffbehalter gegen eine allgemeine
Einsicht abzuschirmen und entweder in Bauteile einzufiigen oder einzubeziehen, mit Laubhecken zu um-
pflanzen oder mit beranktem Sichtschutz dauerhaft zu umgeben sind.

12 Verkehrliche ErschlieBung und Anbindung

Das Plangebiet befindet sich in zentraler Lage im Stadtgebiet 6stlich der BahnhofstralRe und sudlich der
Spinnereistral’e, von wo aus Uber die innerértlichen Verkehrswege sowie die umliegenden Bundes- und
Landesstralen und weiterfihrend auch Uber die Bundesautobahnen BAB 480 und BAB 45 eine uberdrtli-
che Anbindung gegeben ist. Durch die zentrale Lage des Planstandortes bestehen fir alle Verkehrsmittel
sehr gute Anbindungsméglichkeiten. Uber das Hauptstralennetz ist die Flache auf kurzem Weg von der
Bundesstralle B 49 fur den Kfz-Verkehr erreichbar. Stellplatze sind ebenerdig und in dem 2023 errichteten
Parkhaus fur die verschiedenen Nutzergruppen vorgesehen.

Uber die FuRgangerzone und die geplante Erweiterung zur Lahn kénnen die umliegenden Bereiche ful3-
laufig auf kurzen und sicheren Wegen erreicht werden. Durch die grof3ziigige und sichere Querungsanlage
an der Bannstrale ist der Bereich rund um den Bahnhof, einschlieR®lich Forum und zentraler Busbahnhof,
direkt erreichbar. Hier bestehen vielfaltige Anbindungen an das 6ffentliche Bus- und Schienennetz.

Die aulere Erschlielung sowohl der gewerblichen Nutzungen als auch der Wohnbebauung innerhalb des
Plangebietes erfolgt ausgehend von der Spinnereistrale im Norden. Die duRere Erschlieung bleibt im
Zuge der vorliegenden Planung grundsatzlich unverandert.

Die fir die Bebauung auf dem Geldnde der ehem. Lahnhof-Passage erforderlichen Stellplatze sind/werden
innerhalb des mehrgeschossigen Parkhauses im Norden des Urbanen Gebietes nachgewiesen. Zudem
wurden/werden auf dem Baugrundstlick erganzende oberirdische Pkw-Stellplatze unter anderem auch fir
Kurzzeitparker sowie fiir Lieferverkehre und Paket- bzw. Kurierdienste ausgewiesen. Fahrradabstellplatze
wurden/werden in dem erforderlichen Umfang hergestellit.

Fir die Bebauung entlang der Bahnhofstral3e, im Bereich des Anwesens Spinnereistralle 6 und des DLRG-
Gelandes obliegt es dem bzw. den jeweiligen Grundstickseigentimern, die notwendigen Stellplatze nach-
zuweisen.

Die Leistungsfahigkeit der duReren ErschlieBung fur das Geldnde der ehem. Lahnhof-Passage wurde im
Rahmen einer Verkehrsuntersuchung gutachterlich geprift und es wurde seitens der HEINZ + FEIER GMBH
das zusatzliche Verkehrsaufkommen fir die auf dem Gelande der ehem. Lahnhof-Passage geplanten

07/2025



Stadt Wetzlar, Gemarkung Niedergirmes: Bebauungsplan Nr. 402 .Bahnhofstrale” — 6. Anderung 39

Nutzungen ermittelt.'®* Anschlieend wurde die Verkehrsbelastung an der Spinnereistralle fiir den geplan-
ten Zustand in den beiden malRgebenden Spitzenstunden am Vor- und Nachmittag prognostiziert. Grund-
lage bilden dabei die im Rahmen einer durchgefiihrten Verkehrszahlung gewonnenen Belastungsdaten.
Fir die prognostizierte Belastungssituation wurde die Leistungsfahigkeit der betroffenen Knotenpunkte un-
tersucht. Fir die Einmiindung der Spinnereistrale auf die Rampe zur Bundesstralte B 49 wurde dabei der
vorhandene Ausbauzustand bzw. die vorhandene Verkehrsregelung zugrunde gelegt. Nach den Ergebnis-
sen des Gutachtens lassen die geplante Wohnnutzung auf dem Lahnhof-Areal und die vollstdndige Nut-
zung der derzeit leerstehenden Flachen in der BahnhofstraRe 20-24 gegeniiber dem Bestand eine Zu-
nahme des Verkehrsautkommens um etwa 50 % von rd. 1.800 Kfz/Normalwerktag auf ca. 2.700 Kfz/Nor-
malwerktag erwarten. In den Spitzenstunden am Vor- und Nachmittag kann mit rd. 70 bis 110 Kfz/h ge-
rechnet werden, die das Areal verlassen bzw. zufahren. Der inzwischen gebaute Anschluss des Lahnhof-
Areals an die Spinnereistra’e kann die prognostizierten Verkehrsmengen ohne separate Fahrstreifen fir
Ein- und Abbieger leistungsfahig abwickeln. Es sind in beiden Spitzenstunden sehr geringe Wartezeiten zu
erwarten (Qualitatsstufe A).

Die Anwesen Spinnereistrale 6 und Spinnereistralle 20 (DLRG) grenzen unmittelbar an die Spin-
nereistralle und sind Uber diese erschlossen. Es handelt sich um bestehende Grundstickszufahrten, die
aufgrund der vergleichsweise geringen GrundstlicksgrofRen und der dadurch begrenzten Verkehrserzeu-
gung keiner gutachtlichen Uberpriifung bediirfen.

Entlang der freien Strecke der Bundesstralte B 49 gilt in einem 20 m breiten Streifen ab dem befestigten
Fahrbahnrand die strallenrechtliche Bauverbotszone, der sich die 20 m breite stralRenrechtliche Baube-
schrankungszone anschlie3t. Der Bereich des Plangebietes befindet sich aufgrund der sudlich an die Bun-
desstralle B 49 angrenzenden Lage teilweise innerhalb der stralenrechtlichen Bauverbotszone und Bau-
beschrankungszone. Generell gilt gemal § 9 Abs. 1 BundesfernstraRengesetz (FStrG), dass langs der
Bundesfernstrallen Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 20 m bei Bundesstralen auferhalb
der zur ErschlieRung der anliegenden Grundstiicke bestimmte Teile der Ortsdurchfahrten, jeweils gemes-
sen vom aufieren Rand der befestigten Fahrbahn sowie bauliche Anlagen, die auf3erhalb der zur Erschlie-
Bung der anliegenden Grundstlicke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten iber Zufahrten oder Zugange
an Bundesstralten unmittelbar oder mittelbar angeschlossen werden sollen, nicht errichtet werden durfen.
Dies gilt fir Aufschittungen und Abgrabungen gréReren Umfangs entsprechend. Die Bauverbotszone und
die Baubeschrankungszone sind nachrichtlich in den Bebauungsplan Gbernommen worden. Als Bezugsli-
nie wurde auch der plangebietsseitige Fahrbahnrand der Rampe der B 49 angenommen, da diese als freie
Strecke der Bundesstralle zu werten ist.

Seitens Hessen Mobil, Strallen- und Verkehrsmanagement Dillenburg, wird in der Stellungnahme vom
11.04.2019 zur 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 402 ,Bahnhofstrae“ darauf hingewiesen, dass zu
genehmigungs- und anzeigepflichtigen baulichen Anlagen innerhalb der Baubeschrankungszone die Zu-
stimmung einzuholen, in allen anderen Fallen die Genehmigung von Hessen Mobil zu beantragen ist. Zu-
dem wird darauf hingewiesen, dass Solar- und Photovoltaikanlagen, die Beleuchtung, Werbung sowie
Fahrzeugbewegungen im Bereich des Plangebietes zu keiner Blendung der Verkehrsteilnehmer auf der
BundesstralRe B 49 fiihren dirfen.

19 Die Untersuchung erfolgte 2019 zwar im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 402 ,Bahn-
hofstraBe” 2. Anderung. Ihre Ergebnisse kénnen aber auch auf die vorliegende 6. Anderung tibertragen werden.
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13 Griinflachen und Lahnuferweg

Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplan Nr. 402 ,BahnhofstraRe* 1. Anderung reicht bis an die
Lahn. Er weist entlang der Lahn vom Gewasser aus kommend aus:

o Offentliche Grunflache Zweckbestimmung Ufersaum,
e Ful-und Radweg,

o Offentliche Grinflache Zweckbestimmung Parkanlage, unterbrochen durch eine Verkehrsflache beson-
derer Zweckbestimmung: Fullgangerbereich

o StralBenverkehrsflache bzw. Mischgebiet

aus. Uberlagernd komme auf eine Tiefe von 30 m ab der Béschungsoberkante eine Flache fiir Abgrabun-
gen hinzu, die auch Teile der nicht-Uberbaubaren Grundstiicksflachen des Mischgebietes umfasst. Noch-
mals Uberlagernd sind auf 15 m Bauverbotszone und weitere 15 m Baubeschrankungszone eingetragen.
Teilweise liegen die Flachen im Uberschwemmungsgebiet der Lahn.

Auch der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 402 ,BahnhofstraRe* 6. Anderung erstreckt
sich bis an die Lahn. Es reduziert die bisher geltenden Festsetzungen fir die Flachen zwischen dem Urba-
nen gebiet und der Lahn auf eine offentliche Grinflache mit der Zweckbestimmung ,Ufersaum® und eine
offentliche Grinflache mit der Zweckbestimmung ,Parkanlage mit integriertem Regenrlickhaltebecken® im
Norden und eine Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung ,Fu3gangerbereich und Radweg“ im Si-
den.

Zwischen dem ,Ufersaum” und der ,Parkanlage mit integriertem Regenriickhaltebecken“ bzw. der Ver-
kehrsflache besonderer Zweckbestimmung liegt der Lahnuferweg. Der Lahnuferweg dient der Unterhaltung
der BundeswasserstralRe Lahn. Es handelt sich hierbei um eine nachrichtliche Ubernahme. Die Flache ist
damit der Planungshoheit der Stadt Wetzlar entzogen, jedenfalls soweit eine Nutzung geplant werden soll,
die der Zweckbestimmung als Nebenanlage zur Bundeswasserstralie zuwiderlauft. Dies ist vorliegend nicht
der Fall.20 Dennoch gibt einen ,Plan-B“. Der Bebauungsplan setzt fest, dass Innerhalb der 6ffentlichen
Grunflache ,Parkanlage mit integriertem Regenrickhaltebecken® auch der Bau eines die Lahn begleiten-
den Rad-/FuBweges mit einer Breite von max. 4 m zulassig ist.

Weitergehender Festsetzungen oder nachrichtlicher Ubernahmen bedarf es unter Hinweis auf die unmit-
telbar geltenden gesetzlichen Regelungen des Bundeswasserstrallengesetzes?'!, des Wasserhaushaltsge-
setzes?? und des Hessischen Wassergesetzes?? nicht. Nachfolgend werden die wesentlichen Punkte skiz-
ziert:

BundeswasserstralRen sind die Binnenwasserstralen des Bundes, die dem Verkehr mit Giter- und Fahr-
gastschiffen oder der Sport- und Freizeitschifffahrt mit Wasserfahrzeugen dienen. Zu den Bundeswasser-
stralen gehoren auch die der Unterhaltung dienenden bundeseigenen Ufergrundstiicke. Der Lahnuferweg

20 Perspektivisch ist eine Neuordnung der Grundstiicksverhaltnisse und eine von der Parzelle des Bundes abwei-
chende Fiihrung des uferbegleitenden Weges im Rahmen der laufenden Neugestaltung des Lahnufers vorgesehen.
Dessen Nutzung zu Unterhaltungszwecken des Uferrandes durch das zustéandige Wasser- und Schifffahrtsamt soll
dabei gewahrleistet werden.

21 Bundeswasserstralengesetz WaStrG i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.05.2007 (BGBI. | S. 962; 2008 | S. 1980),
zuletzt durch Art. 5 des Gesetzes vom 22.12.2023 (BGBI. 2023 | Nr. 409)

22 \Wasserhaushaltsgesetz WHG vom 31.07.2009 (BGBI. | S. 2585), zuletzt geéndert durch Art. 7 des Gesetzes vom
22.12.2023 (BGBI. 2023 | Nr. 409)

28 Hessisches Wassergesetz HWG vom 14.12.2010 (GVBI. | 2010, 548), geéandert durch Art. 3 des Gesetzes vom
28.06.2023 (GVBI. S. 473, 475)
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dient der Unterhaltung der Bundeswasserstra3e und steht im Eigentum des Bundes. Er unterliegt damit
den Bestimmungen des WaStrG.

Die Unterhaltung eines oberirdischen Gewassers umfasst seine Pflege und Entwicklung. Zur Gewasserun-
terhaltung gehoéren insbesondere die Erhaltung des Gewasserbettes, auch zur Sicherung eines ordnungs-
gemalen Wasserabflusses, die Erhaltung der Ufer, insbesondere durch Erhaltung und Neuanpflanzung
einer standortgerechten Ufervegetation, sowie die Freihaltung der Ufer fir den Wasserabfluss, die Erhal-
tung der Schiffbarkeit von schiffoaren Gewassern und die Erhaltung des Gewassers in einem Zustand, der
hinsichtlich der Abfiihrung oder Riickhaltung von Wasser, Geschiebe, Schwebstoffen und Eis den wasser-
wirtschaftlichen Bediirfnissen entspricht. Die Errichtung oder wesentliche Anderung von Anlagen in, an,
Uber und unter oberirdischen Gewassern bedarf der Genehmigung. Die Genehmigung darf nur erteilt wer-
den, wenn das Vorhaben die Hochwasserriickhaltung nicht oder nur unwesentlich beeintrachtigt und der
Verlust von verloren gehendem Ruickhalteraum zeitgleich ausgeglichen wird. Interessant ist, dass sich die
offentliche Grinflache ,Ufersaum® in Privatbesitz befindet. Erst der anschlieRende Lahnuferweg gehdrt der
Bundesrepublik Deutschland, wobei der Weg nach Augenscheinnahme nicht durchgangig in seiner Wege-
parzelle liegt.

Abb. 14: Ufersaum zwischen Lahn und Lahnuferweg

Links im Bild fliet die Lahn
(in Blickrichtung). Recht des
Bauzaunes liegt das Ge-
lande, auf dem das naturnah
gestaltete Regenrickhalte-
becken angelegt werden
soll. Im Hintergrund sind die
Kranhauser und das Park-
haus erkennbar.

Eigene Aufnahme 12.05.2024

Der Ufersaum und der Lahnuferweg liegen innerhalb des Gewasserrandstreifens. Gewasserrandstreifen
dienen der Erhaltung und Verbesserung der dkologischen Funktionen oberirdischer Gewasser, der Was-
serspeicherung, der Sicherung des Wasserabflusses sowie der Verminderung von Stoffeintragen aus dif-
fusen Quellen. Der Gewasserrandstreifen bemisst sich ab der Linie des Mittelwasserstandes, bei Gewas-
sern mit ausgepragter Béschungsoberkante ab der Bdschungsoberkante. Der Gewasserrandstreifen ist im
AuRenbereich 10 m und im Innenbereich 5 m breit. Im Gewasserrandstreifen verboten ist das Entfernen
von standortgerechten Baumen und Strauchern sowie das Neuanpflanzen von nicht standortgerechten
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Baumen und Strauchern. Verboten sind die Errichtung oder wesentliche Anderung von baulichen und sons-
tigen Anlagen, soweit sie nicht standortgebunden oder wasserwirtschaftlich erforderlich sind. Mallnahmen
entlang der Lahn und im Gewasserrandstreifen unterliegen damit dem Genehmigungsvorbehalt durch das
Wasser- und Schifffahrtsamt Koblenz und/oder der jeweils zustandigen Wasserbehorde. Der Genehmi-
gungsvorbehalt gilt auch die Flachen im raumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 402 ,Bahn-
hofstraRe“ 6. Anderung.

14 Beriicksichtigung umweltschiitzender Belange

14.1 Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Anpassung des Baugesetzbuches an die EU-Richtlinien (EAG Bau,
BGBI. | S.1359) am 20.07.2004 ist die Notwendigkeit zur Aufnahme eines Umweltberichtes in die Begrun-
dung zum Bebauungsplan eingefiihrt worden (§ 2a BauGB). Darin sollen die im Rahmen der Umweltpri-
fung ermittelten Belange des Umweltschutzes systematisch zusammengetragen und bewertet werden. Der
Umweltbericht ist in die Abwagung einzustellen. Fur Bebauungsplane, die unter Anwendung des verein-
fachten Verfahrens gemaR § 13 BauGB bzw. des beschleunigten Verfahrens gemafR § 13a BauGB aufge-
stellt werden, bedarf es keiner Umweltpriifung.

Die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes erfolgt im beschleunigten Verfahren gemafs § 13a
BauGB, sodass die Durchfiihrung einer Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB und die Erstellung eines
Umweltberichtes nicht erforderlich ist. Die Pflicht, die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege so-
wie des Artenschutzes zu ermitteln, zu bewerten und in die Abwagung einzustellen, bleibt aber unberthrt.
Nur so ist eine den Anforderungen von § 1 Abs. 7 BauGB entsprechende gerechte Abwagung moglich.

Im Hinblick auf die Bertcksichtigung der naturschutzfachlichen Belange wird auf den Landschaftspflegeri-
schen Fachbeitrag verwiesen, welcher der Begriindung zum Bebauungsplan als Anlage beigefigt ist.

14.2 Artenschutzrechtliche Priifung und Vorgaben

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes wurden faunistische Erhebungen durchgefiihrt. Untersucht
wurden Vogel, Fledermause, Bilche (Haselmaus) und Reptilien2-.

Bei den Reviervégeln konnten im Untersuchungsraum sowie im Umfeld 16 Arten mit 52 revieren identifiziert
werden. Es konnten keine streng geschitzten Arten (BArtSchV) oder Arten des Anhangs | der EU-Vogel-
schutzrichtlinie festgestellt werden. Der Erhaltungszustand von Haussperling (Passer domesticus) und
Stieglitz (Carduelis carduelis) wird aktuell in Hessen als ungtinstig bis unzureichend (Vogelampel: gelb)
bewertet. Arten mit ungiinstigem bis schlechtem Erhaltungszustand (Vogelampel: rot) wurden nicht festge-
stellt. Bei den weiteren festgestellten Arten handelt es sich um weit verbreitete Vogelarten mit nur geringem
Gefahrdungspotential, die zudem weder in der Roten Liste Deutschlands noch der des Landes Hessen
gefihrt werden.

An Nahrungsgasten konnte mit dem Griinspecht (Picus viridis) eine streng geschitzte Art (BArtSchV) fest-
gestellt werden. Arten des Anhangs | der EU-Vogelschutzrichtlinie wurden nicht nachgewiesen. Der Erhal-
tungszustand von Graureiher (Ardea cinerea), Kormoran (Phalacrocorax carbo), Mauersegler (Apus apus)
und Stockente (Anas platyrhynchos) wird aktuell in Hessen als ungiinstig bis unzureichend (Vogelampel:
gelb) bewertet. Arten mit ungiinstigem bis schlechtem Erhaltungszustand (Vogelampel: rot) wurden nicht

24 Plan O GmbH: Ergebnisse des faunistischen Untersuchungen Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstrale”, Biebertal,
12/2023
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festgestellt. Graureiher und Kormoran stellen zudem gefahrdete Zugvogelarten nach Art. 4.2 der EU-Vo-
gelschutzrichtlinie dar.

Zur Erfassung der Fledermause wurden vier Detektorbegehungen durchgefihrt. Einige der heimischen
Fledermausarten nutzen Stammanrisse, Baumhohlen, abgeplatzte Baumrinde und Spalten in Baumen als
Sommerquartier und in einigen Fallen auch als Winterquartier. Daher wurde an einer der Begehungen der
Baumbestand mittels eines Fernglases vom Boden aus auf die Eignung von Quartieren untersucht.

Durch die akustische Erfassung konnten drei Fledermausarten nachgewiesen werden. Hierbei handelt es
sich um die haufig anzutreffende und synanthrope Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus), den Abend-
segler (Nyctalus noctula) und die Wasserfleder-maus (Myotis daubentonii). Im Planbereich konnten Baume
festgestellt werden, die aufgrund von Baum- und Spechthdhlen sowie abstehender Borke ein potentielles
Fledermausquartier darstellen. Der Bebauungsplan sieht keine Entnahme dieser Baume vor.

Zur Kartierung der Haselmaus wurden an besonders vielversprechenden Standorten mit einem ausrei-
chenden Angebot von Gehdlzen sogenannte Nesting-Tubes ausgebracht. Die Haselmaus wurde von April
bis Oktober 2023 untersucht. Im Rahmen der Erfassungen konnten keine Haselmause oder andere Bilche
nachgewiesen werden. In keinem der Nesting-Tubes wurden Nester gefunden, die fiir die Anwesenheit der
Bilche sprechen.

Zur Kartierung der Reptilien wurden besonders sonnenexponierte Stellen von April bis August 2023 unter-
sucht. Ein Schwerpunkt der Begehungen liegt besonders in den Ubergangsbereichen, die an Gehélze oder
ahnliche Strukturen anschlielRen und die als Verstecke dienen kdnnten. Die Begehungen erfolgten an meh-
reren Tagen zu verschiedenen Uhrzeiten bei jeweils gutem Wetter, um aktivitdtsbedingte Unterschiede der
Tiere auszugleichen. Zur Erhdhung der Nachweiswahrscheinlichkeit wurden Reptilienquadrate (ca. 80 x 80
cm) eingesetzt. Trotz intensiver Nachsuche konnten aber keine Reptilien festgestellt werden

14.3 Landschaftsschutzgebiet

Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes grenzt an das Landschaftsschutzgebiet ,Auenver-
bund Lahn-Dill*. Die Schutzbestimmungen der Verordnung tber das Landschaftsschutzgebiet ,Auenver-
bund Lahn-Dill“ vom 06.12.1996 (StAnz. 52/53/1996, S. 4327ff.) sind zu beachten.

15 Immissionsschutz

Im Rahmen der Abwagung nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die Belange des Immissionsschutzes entsprechend
zu wurdigen. Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind bei raumbe-
deutsamen Planungen und MaRnahmen die fir eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flachen einander
so zuzuordnen, dass schadliche Umwelteinwirkungen und von schweren Unfallen i.S. Art. 3 Nr. 13 der
Richtlinie 2012/18/EU in Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen auf die ausschlieRlich oder Uber-
wiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedurftige Gebiete, insbesondere 6f-
fentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter dem Gesichtspunkt des Na-
turschutzes besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete und 6ffentlich genutzte Gebaude,
so weit wie mdglich vermieden werden.
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Mit der geplanten Zuordnung der Gebietstypen zueinander bzw. mit der Umwidmung von Mischgebiet in
Urbanes Gebietes und der Festsetzung eines Kerngebietes entsprechend den bisherigen Festsetzungen
der 1. Anderung des Bebauungsplanes von 2013 kann im Kontext der im nadheren Umfeld vorhandenen
gemischten Nutzungen und Verkehrsanlagen sowie Freiflachen dem genannten Trennungsgrundsatz des
§ 50 BImSchG entsprochen werden. Im Zuge der vorliegenden Bauleitplanung wird der bisherige Zulassig-
keitsmalstab innerhalb der Baugebiete nicht grundlegend verandert. Die im Urbanen Gebiet zuldssigen
Nutzungen entsprechen nach der Baunutzungsverordnung im Wesentlichen den Nutzungen, die auch im
bisherigen Mischgebiet zulassig waren.

Bei dem Bebauungsplan Nr. 402 ,BahnhofstraRe* 6. Anderung handelt es sich um eine Angebotsplanung.
Angaben zu mdglichen betriebsbedingten Emissionen und der sich daraus ergebenden Immissionsbelas-
tung fir die sowohl in einem Urbanen Gebiet als auch in einem Kerngebiet zulassigen schutzbediirftigen
Nutzungen liegen keine vor. Deren Begutachtung und ggf. die Festlegung von Vermeidungsmalnahmen
muss im Rahmen der bau- bzw. fachgesetzlichen Genehmigungsverfahren erfolgen.

Durch die Nahe zu der HochstralRe, Ortsdurchfahrt im Zuge der B 49, bekannt sind die Verkehrslarmim-
missionen. Die Hochstralle wurde 1972 gebaut. Ihre Nutzungsdauer ist zeitlich begrenzt. Bis spatestens
2035 soll es einen Ersatz z.B. durch eine Nordumfahrung geben. Fiir den vorliegenden Abwagungsprozess
im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 402 ,BahnhofstrafRe“ 6. Anderung ist die HochstraRe
aber noch als Bestand anzunehmen und gutachtlich zu wirdigen.

Im Rahmen der erstellten Gerauschimmissionsprognose?® wurde die Gerauschbelastung des Plangebietes
aus den angrenzenden Verkehrswegen ermittelt. Aus den Untersuchungsergebnissen wurden die Anfor-
derungen an den passiven Schallschutz der Geb&audehiille nach dem Berechnungsverfahren der DIN 4109
abgeleitet. Hierzu wurde das Plangebiet in sog. Larmpegelbereiche des maligeblichen AuRenlarmpegels
gegliedert. Hierbei ist beachtlich, dass das Plangebiet aufgrund der Hochstral3e nicht wirksam durch aktive
bauliche Mal3nahmen zum Schallschutz von den einwirkenden Verkehrsgerduschen abgeschirmt werden
kann.

Zudem werden im Bebauungsplan die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen fiir eine Bebauung, die
dem stadtebaulichen Umfeld und der geplanten Aufwertung des gesamten Bahnhofsquartiers folgt und
entsprechende Gebaudehéhen umfasst, geschaffen. Daher kommt nicht nur keine aktive Abschirmung im
Nahbereich zur Emissionsquelle in Betracht,?¢ sondern auch in Bezug auf die geplante Bebauung ist keine
wirksame aktive Abschirmung der mafR3geblichen Immissionsorte Uiber die gesamte Gebaudehdhe mdglich.

Nach der DIN 18005 ,Schallschutz im Stadtebau® ist die Einhaltung der schalltechnischen Orientierungs-
werte winschenswert, um die mit der Eigenart des betreffenden Baugebietes verbundenen Erwartungen
auf angemessenen Schutz vor Larmbelastigungen zu erfiillen. Die Orientierungswerte sind jedoch bewusst
nicht als Grenzwerte angelegt, sondern kénnen im Einzelfall einer begriindeten Abwagung zugefiihrt wer-
den. Die Abwagung kann dann in bestimmten Fallen zu einer entsprechenden Zurtickstellung des Schall-
schutzes flihren. In vorbelasteten Bereichen, insbesondere bei vorhandener Bebauung, bestehenden Ver-
kehrswegen und in Gemengelagen, lassen sich die Orientierungswerte oftmals nicht einhalten. Wo im

25 GSA Ziegelmeyer GmbH: Gerauschimmissionsprognose P 24032 zum Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstralle“ 6.
Anderung, Hohenstein, den 23.05.2025

26 Als aktive Schallschutzmafnahmen kdmen nur Ldrmschutzwénde auf der Hochstrafie in Betracht, die aufgrund der
ohnehin nur noch begrenzten Belastbarkeit des Bauwerkes aber nicht realisierbar sind. Daher erfolgt im Zuge der
vorliegenden Planung die Konfliktbewaltigung tGiber im Bebauungsplan festgesetzte Vorgaben zum passiven Schall-
schutz.
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Rahmen der Abwagung mit plausibler Begriindung von den Orientierungswerten abgewichen werden soll,
weil andere Belange Uberwiegen, ist dann jedoch mdéglichst ein Ausgleich durch andere geeignete Mal3-
nahmen vorzusehen und planungsrechtlich abzusichern.

Angesichts der bestehenden Vorbelastung und der Lage des Plangebietes im Innenbereich, der angestreb-
ten stédtebaulichen Neuordnung, die mit einer Aufwertung des gesamten Bahnhofquartiers einhergehen
soll, sowie der Wertung des Gesetz- und Verordnungsgebers zur verstarkien Umsetzung von baulichen
MaRBnahmen zur Innenentwicklung, wird der Schallschutz gegeniiber Stralkenverkehrslarmeintragen vor-
liegend im Hinblick auf die Einhaltung der Orientierungswerte nach DIN 18005 als abwagbar angesehen.
Demgegenuber wird den Wohnbedurfnissen der Bevdlkerung, der Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung,
Anpassung und dem Umbau vorhandener Ortsteile sowie der Erhaltung und Entwicklung des zentralen
Versorgungsbereiches entlang der Bahnhofstralle entsprechend den Ergebnissen des Innenstadtentwick-
lungskonzeptes und des Rahmenplanes Bahnhofstral3e in der planerischen Abwagung der Vorzug gege-
ben. Ein hinreichender Ausgleich der sich gegentiberstehenden Belange erfolgt jedoch iber die im Bebau-
ungsplan festgesetzten Vorgaben zum passiven Schallschutz vor Verkehrslarmeintragen. Dieser kann z.B.
durch eine Grundrissgestaltung, bei der die schutzbedirftigen Rdume auf den der Stralle abgewandten
Gebaudeseiten angeordnet werden, durch den Verzicht auf drehbar 6ffenbare Fenster auf der Stralenseite
oder schallgedammte Liftungseinrichtungen gewahrleistet werden. Der Nachweis erfolgt gutachtlich auf
Ebene der Baugenehmigungsfahren.

Die innerhalb des Urbanen Gebietes ansassigen gewerblichen Nutzungen, Vergniigungsstatten einschl.
Diskothek, Schank- und Speisewirtschaft(en) sind in dem rechtswirksamen Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahn-
hofstraRe* — 1. Anderung von 2013 als Mischgebiet ausgewiesen. Durch die Umwidmung der Art der bau-
lichen Nutzung von Mischgebiet in Urbanes Gebiet wird die immissionsschutzrechtliche Beurteilungssitua-
tion nicht nachteilig verandert, da fir Urbane Gebiete keine strengeren Immissionsschutzanforderungen
bestehen: ,Auch zukinftig kdnnen diese Betriebe im Rahmen der bisher ergangenen immissionsschutz-
technischen Beauflagungen / Einschrankungen / Genehmigungen betrieben werden.” 27

Hinsichtlich weitergehender Ausfihrungen wird auf die der vorliegenden Begriindung zum Bebauungsplan
als Anlage beigefligte Gerduschimmissionsprognose verwiesen. Die DIN 4109-1 ,Schallschutz im Hochbau
— Teil 1: Mindestanforderungen® 01/20218 und die DIN 4109-2 ,Schallschutz im Hochbau — Teil 2: Rech-
nerische Nachweise der Erflllung der Anforderungen® 01/2018 konnen beim Amt fir Stadtentwicklung der
Stadt Wetzlar eingesehen werden.

16 Wasserwirtschaft und Grundwasserschutz

Die folgenden Ausfilhrungen geben entsprechend dem Planungsstand Aufschluss Uber die Bericksichti-
gung wasserwirtschaftlicher Belange im Rahmen des Bauleitplanverfahrens.

Wasserversorgung

Die Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasser ist Bestand. Sie erfolgte fir das Gelédnde der ehem.
Lahnhof-Passage durch Anschluss an das bestehende Versorgungsnetz und einen Ausbau der Versor-
gungsinfrastruktur innerhalb des Plangebietes.

Der Léschwasserbedarf betragt 96 m®h fur die Dauer von mind. 2 Stunden. Im Zusammenhang mit der
Bebauung des Gelandes der ehem. Lahnhof-Passage teilten die Stadtwerke mit, dass drei Hydranten in
einer Entfernung (Luftlinie) von weniger als 100 m zu den nachstgelegenen Gebaudezugéangen liegen.

27 Gerauschimmissionsprognose P 24032, Seite 18
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Diese Hydranten weisen jeweils eine Durchflussleistung von 84 m#/h auf. D.h. es stehen insgesamt mehr
als die benotigten 96 m3/h zur Verfiigung.

Angaben zu dem konkreten Bedarf des Anwesens Spinnereistralle 6 und des DLRG-Gelandes liegen keine
vor. Der Léschwassserbedarf gemaR Tabelle 1, Arbeitsblatt DVGW W 405, ist auch hier bei einer Bestand-
serweiterung oder Neubebauung mit der zustandigen Brandschutzdienststelle abzustimmen und, sollte das
Dargebot aus dem Leistungsnetz nicht ausreichen, bauseitig nachzuweisen.

Seitens des Kreisausschusses des Lahn-Dill-Kreises, Abteilung Gesundheit, wurde in der Stellungnahme
vom 10.09.2019 zur 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 402 ,Bahnhofstralie“ darauf hingewiesen, dass
nach § 17 Abs. 1 Trinkwasserverordnung (TrinkwV) Anlagen fiir die Gewinnung, Aufbereitung und Vertei-
lung von Trinkwasser nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu planen, zu bauen und zu
betreiben sind. Diesbezlglich wird insbesondere auf die DVGW-Arbeitsblatter W 551 (Trinkwassererwar-
mungs- und Trinkwasserleitungsanlagen; Technische MaRnahmen zur Verminderung des Legionellen-
wachstums), W 553 (Bemessung von Zirkulationssystemen in zentralen Trinkwassererwdarmungsanlagen)
und die VDI 6023 (Hygiene in Trinkwasserinstallationen) hingewiesen. Gemal § 13 Abs. 4 TrinkwV sind
Regenwassernutzungsanlagen, die zusatzlich zu den Wasserversorgungsanlagen installiert werden, der
Abteilung Gesundheit anzuzeigen. Auf die Vorschriften zur Errichtung von Regenwassernutzungsanlagen
(DIN 1989-1, DVGW W 555) wird hingewiesen. Die allgemein anerkannten Regeln der Technik zum
Schutze des Trinkwassers, wie die DIN 1717 und 1988-100, sind zu beachten.

Abwasserentsorgung

Die Entsorgung des im Plangebiet anfallenden Schmutzwassers ist Bestand, sie erfolgt iber den Misch-
wassersammler DN 1000 in der Bahnhofstralte. Der Anschluss des Gelandes der ehem. Lahnhof-Passage
liegt auf Hohe der Eduard-Kaiser-Strale. Die Bebauung im Kerngebiet entlang der BahnhofstralRe ist Uber
entsprechende Hausanschlussleitungen ebenfalls an den Mischwassersammler DN 1000 in der Bahnhof-
strale angeschlossen. Das Anwesen Spinnereistrale 6 und das DLRG-Geléande entwassern (iber den
Mischwasserkanal in der Spinnereistrale. Der rdumliche Geltungsbereich des Bebauungsplan Nr. 402
,BahnhofstralRe* 6. Anderung ist somit entwésserungstechnisch erschlossen.

Die neue Bebauung im Bereich der ehem. Lahnhof-Passage wird im Trennsystem entwassert. Das unver-
schmutzte Niederschlagswasser wird gedrosselt in die Lahn eingeleitet. Die Entwasserung der 3 Kranh&u-
ser ist bereits vorhanden. Die beiden Einleitestellen liegen zwischen Haus E und F bzw. zwischen Haus F
und G. Die Retention erfolgt unterirdisch, die Einleitemenge ist jeweils auf 1 I/s begrenzt.
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Abb. 15: Regenwasseranschluss Kranhduser
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Quelle: HS-Ingenieure, Giellen, 2023 nicht genordet, ohne Maf3stab

Fir die ausstehende Bebauung ist ein offenes Regenrtickhaltebecken geplant. Der Bebauungsplan Nr. 402
,BahnhofstraRe“ 6. Anderung weist hierfiir eine dffentliche Griinflaiche Zweckbestimmung Parkanlage mit
integriertem Regenrickhaltebecken aus. Eine Detailplanung fur das RRB liegt noch nicht vor. Es soll aber
als griines naturnah gestaltetes Becken ausgefuhrt werden. Um diese Ausflihrung sicherzustellen setzt der
Bebauungsplan fest, dass der Flachenanteil technischer Bauwerke (z.B. Ein- und Ablaufbauwerk) max. 2
% betragen darf.

Das Regenriickhaltebecken stellt einen Puffer dar, aus dem das Wasser gedrosselt in die Lahn geleitet
werden soll. Das Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes, Wasser- und Schifffahrtsamt Koblenz,
hat bereits in der Stellungnahme vom 01.04.2019 zum Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstrae* 2. Ande-
rung darauf hingewiesen, dass die Einleitung von Niederschlagswasser in die Lahn nach vorheriger Ab-
sprache mit dem Wasser- und Schifffahrtsamt Koblenz mdglich ist. Die Einleitemengen sind mdglichst auf
weniger als 40 |/s zu begrenzen, um eine schadliche Querstrdmung zu vermeiden und so die Sicherheit
und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs zu gewahrleisten. Sollte eine Einleitmenge von gréRer als 40 I/s erfor-
derlich sein, so ist ein rechnerischer Nachweis der Querstrémung im Uferbereich vorzulegen. Die Querstro-
mung darf 0,8 m/s nicht Gberschreiten. Fir die Einleitung ist zudem ein Nutzungsvertrag mit der Wasser-
und Schifffahrtsverwaltung des Bundes abzuschlie3en.

Hinsichtlich der Beseitigung von Niederschlagswasser wird dariiber hinaus auf die nachfolgenden bundes-
und landesrechtlichen Regelungen verwiesen:

§ 55 Abs. 2 WHG: Grundsitze der Abwasserbeseitigung

Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder (iber eine Kanalisation ohne Vermi-
schung mit Schmutzwasser in ein Gewaésser eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sons-
tige 6ffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.
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§ 37 Abs. 4 Satz 1 HWG: Abwasserbeseitigung
Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anféllt, verwertet werden, wenn
wasserwirtschatftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen.

Sowohl § 55 Abs. 2 WHG als auch § 37 Abs. 4 Satz 1 HWG stellen unmittelbar geltendes Recht dar, wobei
der Begriff ,soll“ dahingehend verstanden wird, dass nur bei nachweislich zu erwartenden Schwierigkeiten,
d.h. bei atypischen Sonderfallen, von dem Vollzug Abstand genommen werden darf.

Im Ubrigen wird auf die Bestimmungen der Abwasserbeseitigungssatzung der Stadt Wetzlar in der jeweils
geltenden Fassung hingewiesen.

Trinkwasserschutzgebiete

Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt nicht innerhalb eines festgesetzten oder ge-
planten Trinkwasserschutzgebietes oder Heilquellenschutzgebietes.

Oberirdische Gewasser und Gewasserrandstreifen

Im raumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 402 ,BahnhofstraRe“ 6. Anderung befinden sich
keine oberirdischen Gewasser. Er grenzt aber unmittelbar an die Lahn, einem Gewasser 1. Ordnung, an.
Entlang der Wasserflachen der Lahn erstreckt sich der gesetzliche Gewasserrandstreifen. Auf die bereits
in Kapitel 11 angesprochenen Regelungen des § 38 WHG und § 23 HWG wird hingewiesen.

Das Wasser- und Schifffahrtsverwaltung Koblenz weist in seiner Stellungnahme vom 01.04.2019 zum Be-
bauungsplan Nr. 402 ,BahnhofstraRe“ 2. Anderung darauf hin, dass die Benutzung von Flachen der Was-
ser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes grundsatzlich Gber einen Nutzungsvertrag geregelt werden
kénne. Dazu seien beim Wasserstrallen- und Schifffahrtsamt Koblenz Antragsunterlagen und Lagepléane
einzureichen. Dies gelte auch fiir temporar genutzte Flachen, wie z.B. Baustelleneinrichtungen. Eine De-
tailabstimmung der geplanten Einzelmaf3nahmen sei im Vorfeld erforderlich. Ferner wird darauf hingewie-
sen, dass die im Uferbereich der Lahn befindlichen Bdume auf Flachen der Wasser- und Schifffahrtsver-
waltung des Bundes nicht ohne Zustimmung des Wasserstrallen- und Schifffahrtsamtes Koblenz gefallt
oder geschnitten werden dirften. Neuanpflanzungen seien im Vorfeld ebenfalls mit dem Wasserstralien-
und Schifffahrtsamt Koblenz abzustimmen.

Grundwasser

Aufgrund der teilweisen Lage des raumlichen Geltungsbereiches innerhalb des festgesetzten Uber-
schwemmungsgebietes sowie im ehemaligen Auenbereich der Lahn muss davon ausgegangen werden,
dass im gesamten Plangebiet hoch anstehende Grundwasserspiegel angetroffen werden, die korrespon-
dierend zu der Wasserfihrung der Lahn starken Schwankungen unterworfen sind. Auf den erforderlichen
Mehraufwand bei der Griindung geplanter Baumaflinahmen und die entsprechenden Auswirkungen auf das
Grundwasser, wie z.B. notwendige WasserhaltungsmalRnahmen, besondere Grindungsmalnahmen, wird
hingewiesen.

Ferner wird in der Stellungnahme des Kreisausschusses des Lahn-Dill-Kreises, Wasser- und Bodenschutz,
vom 12.04.2019 zum Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstrale“ 2. Anderung darauf hingewiesen, dass die
geplanten Bauvorhaben und insbesondere die zur Errichtung von Bauwerken notwendigen Wasserhal-
tungsmalnahmen rechtzeitig, mindestens einen Monat vor Beginn der Arbeiten, der Unteren Wasserbe-
hérde beim Kreisausschuss des Lahn Dill-Kreises anzuzeigen und gegebenenfalls die notwendige Zustim-
mung bzw. Zulassung zu beantragen sei.

07/2025



Stadt Wetzlar, Gemarkung Niedergirmes: Bebauungsplan Nr. 402 .Bahnhofstrale” — 6. Anderung 49

Uberschwemmungsgebiet

Das Plangebiet befindet sich teilweise im Uberschwemmungsgebiet der Lahn (HQ 100 sowie HQ extrem
gemaR Hochwasserrisikomanagementplan). In festgesetzten Uberschwemmungsgebieten ist die Errich-
tung oder Erweiterung baulicher Anlagen grundsatzlich untersagt. Die zustandige Behdrde kann jedoch die
Errichtung oder Erweiterung einer baulichen Anlage im Einzelfall genehmigen, wenn das Vorhaben die
Hochwasserrickhaltung nicht oder nur unwesentlich beeintrachtigt und der Verlust von verloren gehendem
Ruckhalteraum umfangs-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird, den Wasserstand und den Abfluss
bei Hochwasser nicht nachteilig verandert, den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeintrachtigt und
hochwasserangepasst ausgefuhrt wird oder die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen
ausgeglichen werden kénnen (§ 78 Abs. 4 und 5 WHG). Bauliche Anlagen und sonstige bauliche Maf3nah-
men einschlieBlich Gelandeauffiillungen im Uberschwemmungsgebiet bedirfen demnach der wasserrecht-
lichen Genehmigung der zustéandigen Wasserbehdrde.

Der Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstrale” 6. Anderung sieht tiber die bereits gebauten Kranhduser und
die hdhenmaRig vorbereiteten, teilweise sogar endausgebauten Verkehrsflachen besonderer Zweckbe-
stimmung hinaus im Uberschwemmungsgebiet keine baulichen Anlagen mehr vor.2¢ Ausnahmen sind das
Regenrickhaltebecken und BaumaRnahme im Zusammenhang mit dem Lahnuferweg, diese werden recht-
zeitig von Beginn mit den zustandigen Behdrden abgestimmt.

Bodenversiegelung

Von zunehmender Bedeutung im Hinblick auf die langfristige Trinkwassersicherung ist die mit der Versie-
gelung infolge einer entsprechenden Bebauung einhergehende Reduzierung der Grundwasserneubil-
dungsrate. Jede Inanspruchnahme von Bodenflache fur eine bauliche Nutzung begriindet einen Eingriff in
die naturlichen Bodenfunktionen, da insbesondere die Speicherfahigkeit sowie Filter- und Pufferfunktionen
beeintrachtigt werden kdnnen. Der Bereich des Plangebietes ist bereits annahernd vollversiegelt. Jedoch
werden im Vergleich zur derzeitigen Situation mit weitlaufig vollversiegelten Flachen kunftig gréRere Berei-
che entsiegelt und als begrunte Freiflachen hergestellt. Der Bebauungsplan enthalt zudem Festsetzungen,
die dazu beitragen, die Versiegelung von zu befestigenden Flachen zu minimieren, insbesondere durch die
Vorschrift zur wasserdurchlassigen Befestigung von Pkw-Stellplatzen im Bereich des Uberschwemmungs-
gebietes der Lahn.

28 |n der Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 402 ,BahnhofstraRe” 2. Anderung wurde ausfiihrlich auf die mit dem
Bau der Kranh&user einhergehenden Auswirkungen auf das Uberschwemmungsgebiet und den Ausgleich einge-
gangen. Mit der Genehmigung und dem Bau der Kranhauser sind diese Belange fiir die Ebene der verbindliche
Bauleitplanung aber abschlieRend abgewogen, so dass hier auf eine Wiederholung verzichtet werden kann.
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Abb. 16: Wasserdurchldssig befestigte Stellplatze zwischen zwei Kranhdusern
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Eigene Aufnahme 12.05.2024

Weiterhin wird auf die einschlagigen Bestimmungen der Hessischen Bauordnung (HBO), z.B. den im Fol-
genden zitierten § 8 Abs. 1 HBO verwiesen:

Die nicht tiberbauten Fldchen der bebauten Grundstiicke sind
1. wasserdurchléssig zu belassen oder herzustellen und
2. zu begriinen oder zu bepflanzen,

soweit sie nicht fiir eine andere zulédssige Verwendung bendétigt werden. Satz 1 findet keine Anwendung,
soweit Bebauungsplédne oder andere Satzungen Festsetzungen zu den nicht iiberbauten Fldchen treffen.

17 Altlasten und Bodenbelastungen

Bei dem Gelande der ehem. Lahnhof-Passage handelt es sich um einen Altstandort. Das Gelande wurde
2023 untersucht.?® Unter Berlicksichtigung der aus der durchgefiihrten historischen Nutzungsrecherche
bekannten Schaden, Unfalle und Havarien wurden auf dem Gesamtgeldnde 9 Bereiche mit erhéhtem
Schadstoffpotential identifiziert. In 5 dieser 9 Bereiche wurden umwelttechnische Untersuchungen.

Der naheren Betrachtung bedarf nur eine Flache, die in der Untersuchung als ,schlackenhaltige Auffullung*
bezeichnet wird. Im Ergebnis lberschreiten die gezogenen und untersuchten Mischproben den Prifwert
fir den Wirkungspfad Boden-Mensch in Wohngebieten gem. BBodSchV3° (1 mg/kg) nicht. In Bezug auf
die untersuchten Parameter liegen keine schadlichen Bodenverénderungen i.S. § 2 Abs. 3 BBodSchV vor.
Allerdings ist das im Bereich der schlackenhaltigen Auffiillung im Osten des Gesamtgelandes separierte

2% |GU Institut fir industriellen und geotechnischen Umweltschutz GmbH: Umwelttechnische Untersuchungen auf den
Flursticken 115/6 und 54/21, Flur 12, Gemarkung Niedergirmes, Wetzlar, 07.11.2023. (Die Flursticksnummern
haben sich infolge der Bodenordnung zwischenzeitlich gedndert.)

30 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 9. Juli 2021 (BGBI. | S. 2598, 2716)
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Auffillungsmaterial als LAGA Z23' einzustufen und fachgerecht zu entsorgen/verwerten. Soweit die Ent-
sorgung bereits erfolgt ist, wurde sie dem Regierungsprasidium GieRen, Dezernat 41.4, gegentiber doku-
mentiert. Das Regierungsprasidium wird auch Uber Entsorgungsmaf3nahmen aus den nach anstehenden
Erdarbeiten informiert.

Zu dem Anwesen Bahnhofstrale 16-24 und Spinnereistral’e 6 sowie dem DLRG-Gelande liegen keine
Informationen vor. Sollten im Zuge der Bauarbeiten Anhaltspunkte fir das Vorliegen schadlicher Boden-
veranderungen oder Altlasten wahrgenommen werden, sind nach § 4 Abs. 1 und 2 HAItBodSchG?32? die
Bauarbeiten an dieser Stelle abzubrechen und der Sachstand unverziiglich dem Regierungsprasidium Gie-
Ren, Dezernat 41.4, zur Prifung anzuzeigen. Darlber hinaus treten im innerstadtischen Bereich haufig
Auffillungen mit Materialien auf, die Schadstoffe enthalten kénnen. Aushubarbeiten sind daher im Hinblick
auf moégliche Schadstoffbelastungen grundsatzlich sehr sorgfaltig auszufuhren. Aushubmaterial ist ord-
nungsgeman zu verwerten oder zu beseitigen.

Maogliche Schadstoffbelastungen im Untergrund sind auRerdem bei der Anlage von versickerungsfahigen
Oberflachen und bei der Herstellung von Pflanzflachen zu beriicksichtigen. Insbesondere zur Wiederher-
stellung durchwurzelbarer Bodenschichten bzw. von Béden mit hoher Funktionalitadt sowie zum Schutz
noch vorhandener, bisher kaum anthropogen veranderter Béden wird im Rahmen der Neubebauung emp-
fohlen, eine bodenkundliche Baubegleitung hinzuzuziehen. Die rechtlichen Vorgaben und fachlichen An-
forderungen an den Bodenschutz sind bei Baumalinahmen einzuhalten.

18 Denkmalschutz

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Kulturdenkmale. Im naheren Umfeld des Plangebietes sind
jedoch die Gebaude Buderusplatz 5, Bahnhofstralle 1, Bahnhofstral’e 9, Eduard-Kaiser-Stralte 2 sowie
das Bootshaus in der Inselstrale 12 in der Denkmaltopografie als Einzeldenkmale gefiihrt.

Werden bei Erdarbeiten Bodendenkmaler bekannt, so ist dies dem Landesamt fir Denkmalpflege Hessen
(hessenArchaologie) oder der Unteren Denkmalschutzbehdrde unverziglich anzuzeigen. Der Fund und
die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unveranderten Zustand zu erhalten
und in geeigneter Weise vor Gefahren fiir die Erhaltung des Fundes zu schitzen (§ 21 HDSchG).

19 Kampfmittel

Seitens des Regierungsprasidiums Darmstadt, Kampfmittelrdumdienst des Landes Hessen, wird in der
Stellungnahme vom 28.03.2019 zum Bebauungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstrae“ 2. Anderung darauf hinge-
wiesen, dass sich das Plangebiet innerhalb eines ehemaligen Bombenabwurfgebietes befindet. Vom Vor-
handensein von Kampfmitteln auf solchen Flachen muss grundsatzlich ausgegangen werden. In den Be-
reichen, in denen durch Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende BaumalRhahmen bis zu einer
Tiefe von mindestens 5 m durchgeflhrt wurden, sind keine KampfmittelrdummaRnahmen notwendig. Bei
allen anderen Flachen ist eine systematische Uberpriifung (Sondieren auf Kampfmittel) vor Beginn der
geplanten Abbrucharbeiten, Bauarbeiten und Baugrunduntersuchungen auf den Grundsticksflachen bis in
einer Tiefe von 5 m (ab GOK Il. WK) erforderlich, auf denen bodeneingreifende Mallinahmen stattfinden.

31 Landerarbeitsgemeinschaft Abfall: Die Zuordnungswerte Z2 stellen die Obergrenze fiir den Einbau von Boden mit
definierten technischen Sicherungsmafinahmen dar, magebend ist das Schutzgut Grundwasser.

32 Hessisches Gesetz zur Ausflihrung des Bundes-Bodenschutzgesetzes und zur Altlastensanierung (Hessisches
Altlasten- und Bodenschutzgesetz) vom 28.09.2007, zuletzt gedndert durch Art. 5 des Gesetzes vom 30.09.2021
(GVBI. S. 602, ber. S. 701)
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Sofern die Flache, z.B. wegen Auffiillungen, Versiegelungen oder sonstigen magnetischen Anomalien,
nicht sondierfahig sein sollte, sind aus Sicherheitsgriinden weitere KampfmittelrAaummaflnahmen vor bo-
deneingreifenden Bauarbeiten erforderlich. Es ist dann notwendig, einen eventuell vorgesehenen Baugru-
benverbau (Spundwand, Berliner Verbau usw.) durch Sondierungsbohrungen in der Verbauachse abzusi-
chern. Sofern eine sondierfahige Messeebene vorliegt, sollen die Erdaushubarbeiten mit einer Flachen-
sondierung begleitet werden.

Ferner wird darauf hingewiesen, dass mit einer Luftbilddetailauswertung im Plangebiet sowie angrenzend
zwei Verdachtspunkte ermittelt wurden, die auf mdglicherweise noch vorhandene Bombenblindganger hin-
weisen. Die Punkte wurden vom KampfmittelrAumdienst koordinatenmaRig erfasst. Die Lage der beiden
Verdachtspunkte Nr. 409 und 410 kann der nachfolgenden Ubersichtskarte entnommen werden.

Abb. 17: Ubersichtskarte zur Lage der Verdachtspunkte

EEl W e MR — e e
B i Mg,
- X 3464868,1801 B+ I . 1 — = /47

\ Y. 5603250,8086| 0 Nr 412 & el
\ 248115 P X' 3464065 8260 i |
7608\ ¥ 560324338 |
k{] \ L] O
\ ¥ L— T — 4] _——Nr: 481

X 3464966 2388
Y 580322874

— P e
L) \ 18827 1 20274 Nr.: 443
A =n 1‘"’"_“%-;,“‘w g © O X: 3464956,37 Neaos
\ = C;‘-\“\\ |Y: 5603221.84| X 3485024 8002
¥ ) . Y. 560320972
\ 583 N e &
1 - % —
seqwﬁ\ \ ) O N 169143 e ——
- \ / 812
Nr.. 410 189084 —_— T
i - | X 34848523301 = ‘69'367;93&
2 \ |Y: 5603184,13 —_—
\ LY: 564 %
II'I. i) 169/51
\ 5410
l\'\
88/5 &R
159935,/// %
L *\ 169139
=
e ™ 0
811 186 e v
804 / - “ H#
P 4
(TR [+} | 54118 \\\ P
7 >
i # N st
g 7014 | o SR
| sa1854/11 Harzg Nr.: 408 | %
= 157, | %: 3465017, 2509) <~

54/1354/18

41270
| -54i14

169142/

| ¥: 5603107 88011
o Fd
/A

Ausschnitt genordet, ohne MafRstab

Die Verdachtspunkte 409 und 418 wurden von der Stadt freigemessen. Bei den bisher durchgefihrten
BaumafRnahmen im Bereich der ehem. Lahnhof-Passage wurden auch die Pfahle der Griindung freige-

messen.

Grundsatzlich empfiehlt sich auch fir die Gbrigen Flachen im raumlichen Geltungsbereich des Bebauungs-
plan Nr. 402 ,Bahnhofstrale“ 6. Anderung vor Beginn von bodeneingreifenden MaRnahmen eine Uberprii-
fung nach MaRRgabe des KampfmittelrAumdienstes.
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20 Hinweise und sonstige Infrastruktur

Seitens der Deutschen Telekom Technik GmbH wird in der Stellungnahme vom 08.04.2019 zum Bebau-
ungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstrale“ 2. Anderung darauf hingewiesen, dass sich im Plangebiet entlang der
Randzonen hochwertige Telekommunikationslinien der Telekom sowie Telekommunikationslinien zur Ver-
sorgung einzelner Gebaude befinden.

Seitens der Energie- und Wassergesellschaft mbH (enwag) wird in der Stellungnahme vom 13.03.2019
zum Bebauungsplan Nr. 402 ,BahnhofstraBe® 2. Anderung darauf hingewiesen, dass im Plangebiet Strom-
, Gas- und Wasserleitungen vorhanden sind. Soweit diese einer baulichen Nutzung im Wege sind, missen
die Leitungen auf Kosten des Verursachers rechtzeitig und im Vorfeld umgelegt werden. Sind Baumpflan-
zungen oder ahnliches vorgesehen, so sind diese im Bereich der Versorgungsleitungen der enwag geman
dem DVGW Regelwerk GW 125 zu planen.

Seitens des Eigenbetriebes Stadtreinigung Wetzlar wird in der Stellungnahme vom 20.03.2019 zum Be-
bauungsplan Nr. 402 ,Bahnhofstrae* 2. Anderung hinsichtlich der Festlegung der Standplatze fiir die Ab-
fall- und Wertstoffbehalter fir die geplante Wohnnutzung sowie die gewerbliche Nutzung im Plangebiet auf
die §§ 15 und 16 der Satzung Uber die Entsorgung von Abfallen in der Stadt Wetzlar (Abfall- und Geblih-
rensatzung) vom 20.05.2003 hingewiesen.

21 Bodenordnung

Ein Verfahren zur Bodenordnung i.S.d. §§ 45 ff. BauGB ist nicht erforderlich.

22 Kosten

Welche Kosten aus dem Vollzug des Bebauungsplanes z.B. durch die Herstellung und Unterhaltung der
kunftigen 6ffentlichen Bereiche und Flachen innerhalb des Plangebietes entstehen, kann zum gegenwarti-
gen Zeitpunkt noch nicht abschlieRend benannt werden. Aus der eigentlichen Baugebietsentwicklung ent-
stehen der Stadt Wetzlar keine Kosten; die Planungskosten sowie die Kosten fiir die Umsetzung des ge-
planten Vorhabens werden vom Bauherrn bzw. Grundstickseigentimer tbernommen.

07/2025



	1  Vorbemerkungen
	2 Veranlassung und Planziel
	3 Zur Entwicklung des räumlichen Geltungsbereiches
	3.1 Bebauungsplan Nr. 402 „Bahnhofstraße“
	3.2 Bebauungsplan Nr. 402 „Bahnhofstraße“ 1. Änderung
	3.3 Bebauungsplan Nr. 402 „Bahnhofstraße“ 2. Änderung
	3.4 Bebauungsplan Nr. 402 „Bahnhofstraße“ 3. Änderung
	3.5 Bebauungsplan Nr. 402 „Bahnhofstraße“ 4. Änderung
	3.6 Bebauungsplan Nr. 402 „Bahnhofstraße“ 5. Änderung
	3.7 Bebauungsplan Nr. 402 „Bahnhofstraße“ 6. Änderung

	4 Räumlicher Geltungsbereich
	5 Raumordnung und Landesplanung, vorbereitende Bauleitplanung
	5.1 Regionalplanung
	5.2 Vorbereitende Bauleitplanung

	6 Informelle Planungen
	6.1 Innenstadtentwicklungskonzept und Rahmenplan Bahnhofstraße
	6.2 Integriertes Handlungskonzept „Quartiere an der Lahn“
	6.3 Konzept zur Integration der innerstädtischen Wasserläufe
	6.4 Klimaanalyse Stadt Wetzlar
	6.5 Vergnügungsstätten der Unterart Spiel

	7 Innenentwicklung und Bodenschutz
	8 Beschleunigtes Verfahren
	9 Städtebauliche Konzeption
	10 Inhalt und Festsetzungen
	10.1 Art der baulichen Nutzung
	10.1.1 Urbanes Gebiet
	10.1.2 Kerngebiet

	10.2 Maß der baulichen Nutzung
	10.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche
	10.4 Verkehrsflächen
	11 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften
	11.1 Dachgestaltung und Dachaufbauten
	11.2 Werbeanlagen
	11.3 Abfall- und Wertstoffbehälter

	12 Verkehrliche Erschließung und Anbindung

	13 Grünflächen und Lahnuferweg
	14 Berücksichtigung umweltschützender Belange
	14.1 Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege
	14.2 Artenschutzrechtliche Prüfung und Vorgaben
	14.3 Landschaftsschutzgebiet

	15 Immissionsschutz
	16 Wasserwirtschaft und Grundwasserschutz
	17 Altlasten und Bodenbelastungen
	18 Denkmalschutz
	19 Kampfmittel
	20 Hinweise und sonstige Infrastruktur
	21 Bodenordnung
	22 Kosten

